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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

vor weni-
gen Wochen
haben wir
vermelden
können, dass
die Beihilfere-
form auf Eis
gelegt wurde.
Das war ein
riesiger Er-
folg! Hervor-
heben möch-

te ich, dass wir durch unseren
Protest gemeinsam diese indirekte
Gehaltskürzung verhindern konn-
ten. Unser Protest wäre ohne euren
Rückhalt nur Rauch gewesen - mehr
nicht! Zugeben muss ich, dass ich
mir manchmal mehr Entschlossen-
heit von der Basis gewünscht hätte.

Anfang August haben wir nun-
mehr dazu aufgerufen, den Ur-
laubsanspruch schriftlich zu bean-
tragen. Das alles nur, weil die
Landesregierung mit Zurückhaltung
durch Aussitzen glänzt. Wir haben
angemahnt, dass die Arbeitsbela-
stung bei unseren Verwaltungen un-
nötig potenziert wird. Auch das hat
die Landesregierung in Kauf ge-
nommen. Nach der Beihilfereform
haben wir dieses Thema auf der
Agenda. Zwischenzeitlich haben wir
einen „Angriff auf die
LAK-Richtlinien“ verhindern kön-
nen. Erst bucht man uns eine Stunde
pro Woche auf das Lebensarbeits-
zeitkonto und dann will man sie uns
nur mit Hindernissen und Hürden
gewähren (Dazu findet ihr mehr un-
ter der Rubrik „Aus dem Personal-
rat“). Mit gleicher Überzeugung ar-
beiten wir für eine Erhöhung des
DuZ, des Leichengeldes und der
Reisekosten.

Diese wenigen Sätze machen
deutlich, dass uns nichts ge-
schenkt wird.

Einigkeit in anderen Tarifberei-
chen

Schauen wir mal über unseren
Tellerrand. Viele von euch wissen,
dass ich vor meinem Polizeileben
als Purser bei der Lufthansa (LH) tä-
tig war. Auch damals war ich ge-
werkschaftlich organisiert. Aktuell
sitzt der Lufthansa Vorstand die Ta-
rifverhandlungen aus! Er macht

kein Angebot und redet über Out-
sourcing und Zeitarbeit, gleichwohl
Gewinne eingefahren werden. Das
Kabinenpersonal hat nur für die
neuen Flugbegleiter eine kleine
Grundgehaltssteigerung erhalten.
Grund hierfür war, dass das gerin-
ge Grundgehalt einen Anspruch für
die staatliche Wohngeldbezuschus-
sung ausgelöst hatte und viele
LH-Mitarbeiter dies auch beantra-
gen mussten. Aus Imagegründen
wurde dann das Grundgehalt er-
höht. Ohne diesen beschämenden
Grund wäre der Arbeitgeber nicht in
Zugzwang gekommen. Hierfür wür-
de ich meine Hand ins Feuer legen.
Aktuell fand von Anfang Juli bis An-
fang August bei der Unabhängigen
Flugbegleiter Organisation (UFO
e.V.) mit Sitz in Mörfelden-Walldorf
eine Urabstimmung statt. Alle Mit-
glieder waren aufgefordert, daran
teil zu nehmen. Auf deren Homepa-
ge wurde stolz vermeldet (Auszug
vom 13.8.2012):

„ Die beste Nachricht ist die
Tatsache, dass sich 83,2% der
Abstimmungsberechtigten
UFO-Mitglieder an der Abstim-
mung beteiligt haben. Dies zeigt
uns, dass der überwältigenden
Mehrheit der UFO-Mitglieder die
Bedeutung dieser Tarifrunde und
die Notwendigkeit eines deutli-
chen Zeichens unserer gemein-
samen Entschlossenheit an den
Arbeitgeber bewusst sind. Es
wurden 97,5% JA-Stimmen ab-
gegeben. Dieses nahezu einstim-
mige Ergebnis ist für uns ein gro-
ßer Vertrauensbeweis, mit dem
wir entsprechend verantwor-
tungsvoll umgehen werden und
es bestärkt uns darin, dass die
Kabine bereit ist, für ihre Rechte
notfalls auch zu kämpfen.“

Dieses stolze Ergebnis ist Kerosin
für den UFO-Vorstand als Verhand-
lungspartei. Ich wünsche mir so ein
Ergebnis innerhalb der Polizei,
wenn es darauf ankommt und wir
dazu aufrufen.

Sicherheitsbereich wird finan-
ziell abgehängt

Wir haben zurzeit im Tarifbereich
keine Möglichkeiten, die Arbeitszeit
von Teilzeitkräften zu erhöhen, Hö-

hergruppierungen sind Mangelwa-
re. All jene Beschäftigten, die für die
öffentliche Sicherheit arbeiten (Poli-
zei, Justiz, Kommunalpolizei und
Feuerwehr) müssen wieder ge-
schützter Bereich der Politik werden.
Leider ist hier das Krankenhausper-
sonal ausgenommen aufgrund der
Privatisierungen. Bei der Polizei Per-
sonalkosten zu sparen, ist für mich
der falsche Weg und ein schlechtes
Signal. Wir dürfen es nicht einfach
so hinnehmen, dass mehr Leistung
verlangt wird und im Gegenzug we-
niger Geld im Portemonnaie an-
kommt. Solltet ihr in euren Berei-
chen Dienstvorgesetzte haben, die
ohne Not mehr verlangen, dann
lasst euch das nicht gefallen. Hirn-
gespinsten wie vor einem Nacht-
dienst oder nach einem Tagdienst
noch zwei Stunden Dienst dran zu
hängen (insgesamt 14 Std. Schicht),
gehört ganz klar die rote Karte ge-
zeigt. Gleiches gilt für unseren ober-
sten Dienstherrn, wenn er nicht auf
uns zukommt. Und dafür brauchen
wir euren Rückhalt. Wir haben in-
nerhalb der Polizei Bereiche bei de-
nen es entspannter abläuft und der
Vorgangsdruck nicht sehr deutlich
vorhanden ist. Von diesen Mitarbei-
ter/innen erwarte ich, dass sie sich
für die anderen einsetzen.

Wir sind eine Polizei, unabhängig
davon welcher Organisationsein-
heit wir angehören. Wir dürfen uns
nie spalten lassen. Lagerdenken
darf keinen Platz bekommen.

Die Tarifverhandlungen 2013
werden bald aufgenommen und wir
werden euch unaufgefordert berich-
ten.

In diesem Sinne mit herzlichen
Grüßen, Antonio Pedron

Antonio Pedron



Eigensicherung ist kein Zufall
Bundesweites Seminar der Junge Gruppe (GdP) in Saarbrücken

„Eigensicherung ist kein Zufall“
lautete das Motto des 1. Bundesse-
minars für polizeispezifisches Ein-
satz- und Zugriffstraining, das in
Zusammenarbeit von JUNGE
GRUPPE mit der EWTO (Europäi-
sche Wing-Tsun Organisation,
größter professioneller Kampfsport-
verband der Welt) vom 22. bis 24.
Juni erstmals in Saarbrücken orga-
nisiert wurde. 135 Polizei-, Justiz-
und Zollbeamte, Feldjäger und
Stadtpolizisten nahmen zum Teil
sehr große Wege auf sich, um das
polizeispezifische Einsatz- und Zu-
griffstrainingsseminar zu besuchen.
Kolleg/innen aus allen Bundeslän-
dern sowie fünf aus Österreich wa-
ren vertreten. Aus Hessen nahmen
sowohl EWTO- Referenten als auch
zwanzig Teilnehmer aus fast allen
Bereichen von Polizei, Justiz und
Stadtpolizei teil, darunter auch un-
sere DIF-Trainer Ulrich Poremba (PP
OH), Marc Dillbahner (PP SH), Gui-
do Nink und Frank Witte vom Fach-
bereich 7 der Abteilung Fortbildung
der Polizeiakademie Hessen.
Bezug zum Polizeidienst

Die Idee zu diesem Seminar war
im Frühjahr 2011 in den Reihen der
Junge Gruppe Saarland, Rhein-
land-Pfalz und Hessen entstanden.
Verantwortlich waren demnach Es-
ther Schneider (SL), Christian Gün-
ther (RLP) und Antonio Pedron (Hes-
sen). Uns wurde klar, dass die
Hauptarbeit bei Esther Schneider im
Saarland liegen würde. Unsere Ab-
sicht war, dieses Seminar allen an-
zubieten, so dass es letztendlich ein
Bundesseminar wurde. Der Bundes-
jugendvorstand begrüßte den Vor-
schlag und unterstützte diese Idee
sofort. Auch die EWTO begeisterte
sich für unser Vorhaben, so dass wir
gemeinsam unsere Idee verwirkli-
chen konnten. Nach mehreren Zu-
sammentreffen standen das Kon-
zept und die Durchführung fest.
Alles rund um das Seminar war „by
GdP“ und das inhaltliche fachspezi-
fische war „by EWTO“. Aufgrund
vieler aktiver Kolleg/innen, die in-
nerhalb der EWTO, zum Teil in Be-
reichen der Spezialeinheiten oder
der Aus- und Fortbildung agierten,

war immer der Bezug zum Polizei-
dienst hergestellt.

Reges Medieninteresse
Die Schirmherrschaft übernahm

erfreulicherweise die Ministerin für
Inneres und Sport des Saarlandes,
Monika Bachmann. Sie hielt auch
eine für mich sehr zutreffende Eröff-
nungsrede, indem sie klar stellte,
dass der Dienstherr die Aufgabe
habe, uns entsprechend auszubil-
den und vor allem auch zu schützen.
Unsere Bundesjugendvorsitzende,
Polizeirätin Sabrina Kunz, die Gruß-
worte an Teilnehmer und Politik rich-
tete, ehrte uns in besonderer Weise.

In ihrer kurzen Ansprache lobte
sie einige Bundesländer, die ihren
Beschäftigten nicht nur Bildungsur-
laub gewährt, sondern auch Dienst-
fahrzeuge zur Verfügung gestellt
hätten. Außerdem waren sowohl
die innenpolitischen Sprecher der
Landtags-Fraktionen als auch die
Polizeiführung des Saarlandes, Ver-
treter des Saarländischen Rund-
funks (Fernsehen), der BILD- Zei-
tung, der Saarbrücker Zeitung und
der Zeitschrift „DER SPIEGEL“ zuge-
gen.

Durch den Landespolizeivizeprä-
sidenten des Saarlandes, Hugo
Müller, wurde in aller Deutlichkeit
zum Ausdruck gebracht, dass es
sich bei einem Angriff auf Polizei-
vollzugsbeamte um kein Kavaliers-
delikt handelt. „Es kann nicht sein,
dass Widerstand gegen PVB ein
gleiches Strafmaß hat, wie Fischwil-
derei“. Anmerken möchte ich, dass
die GdP seit Jahren eine Gesetzes-
änderung fordert. Nach den Gruß-
worten hielt der anerkannte Psycho-
logieoberrat a. D., Dr. phil. Uwe
Füllgrabe, zum Thema „Psychologie
der Eigensicherung“ einen lebendi-
gen und nachhaltigen Vortrag.
Nach dieser zweistündigen theoreti-
schen Einstimmung auf das Thema
„Eigensicherung“ ging es dann di-
rekt in die Praxis.

Methoden der Selbstverteidi-
gung

Über die Entsendung hochrangi-
ger und erfahrener Ausbilder der
ETWO waren wir sehr erfreut. Als
dann auch noch der Chef der
EWTO, Großmeister Dr. Kernspecht,
seine Teilnahme ankündigte, war
das für unsere Arbeit als Organisa-
toren ein Ausdruck der Wertschät-

Einen Gegner fixieren, weitere Straftäter ab-
wehren

Aufmerksame Zuhörer beim Seminar „Eigensicherung“

Scheingefecht zwischen Dr. Uwe Füllgrabe und
Großmeister Dr. Kernspecht

5



zung und Anerkennung und für die
Teilnehmer ein Referent mit hoher
Persönlichkeit und Akzeptanz in der
Welt des Budo-Sports.

Der praktische Teil des Seminars
bestand aus fünf Themenbereichen:

l Annäherung und Selbstschutz

l Zugriff und Fixierung in der Bo-
denlage

l Waffenhandling und Waffen-
schutz

l Einsatz von Polizeischlagstöcken

l Fixierung von Personen im Fahr-
zeug

Die Teilnehmer hatten durch ein
Rotationsprinzip die Möglichkeit,
während der drei Seminartage an
allen Themenbereichen teilzuneh-
men. Die Aufgabenstellungen wa-
ren sowohl inhaltlich als auch prak-
tisch aufeinander abgestimmt. Die
Anwesenden wurden von Groß-
meister Kernspecht und seinem
Team in Anlehnung an die vier Blitz-
programme mit den Methoden der
Selbstverteidigung vertraut ge-
macht. Darauf aufbauend, konnten
sich die Teilnehmer beim Aspekt
„Zugriff und Fixierung“ noch näher
an die Person „herantasten“, um sie
auch im Stand zu fixieren und letzt-
endlich durch ein kontrolliertes
„Zu-Boden-Bringen“ festzulegen.
Die darauf folgenden, aufeinander
abgestimmten Seminarteile stießen
ebenfalls auf großes Interesse. Die
Einblicke waren der Auslöser eines
Umdenkens oder auch einer Hori-
zonterweiterung des eigenen Reper-
toires.

Rahmenprogramm
Das kleine Saarland war an die-

sem Wochenende ganz groß. Unter
dem Motto

„Zu Gast bei der GdP im Saar-
land“ beeindruckten die vielen Hel-
fer der JUNGE GRUPPE SAAR. Die
Gastfreundschaft und das Pro-
gramm sollten den Kolleg/innen
positiv in Erinnerung bleiben. Zu er-
wähnen wäre zum einen das super
vorbereitete Public Viewing in der
Halle anlässlich der Fußball EM am
Freitag und Samstag, zum anderen
die kostenlose Versorgung mit ca.
900 Flaschen Wasser, Obst, Müs-
li-Riegel und Kaffee während des
Seminars. Der Höhepunkt war das

großartige Signal- Iduna (PVAG)
Abendbuffet am Samstagabend.
Aufgrund des Sponsorings war es
zudem möglich, dass alle Teilneh-
mer und Referenten während des
gesamten Seminars mit warmen
Mahlzeiten versorgt wurden und
zum Abschluss ein Seminar-T-Shirt
erhielten. Durch Polizeiversiche-
rung/PVAG (Signal Iduna), Sparda-
Bank Saarland, Polas Frankfurt, Tot-
to Lotto Saarland,
Kart-Bundes-Liga, Shipley´s Wear,
Bruchbrauerei und Lara´s Craftde-
sign war es möglich, die Kosten für
die Teilnehmer gering zu halten. Ziel

war es auch, kostengünstig das Se-
minar anzubieten und ein Signal zu
setzen, so dass der „Überschuss“ an
die saarländische Polizeistiftung im
Namen aller Beteiligten gespendet
wird. Wir werden hierzu nachbe-
richten.

Mein außerordentlicher Dank gilt
der EWTO für die unbürokratische
Bereitschaft und den professionel-
len Umgang, uns zu unterstützen,
unseren Sponsoren, allen Helfern,
den Medien für das rege Interesse
und vor allem dem Haustechniker
der Joachim-Deckarm-Halle, Ste-
fan Schmeer, für seine unermüdli-
che Unterstützung. AP/VM

Einige Teilnehmer aus Hessen

142 Kilo reine Muskelmasse, der Referent der
Military Police aus Bayern mit Antonio Pedron

Nicht einfach, Straftäter in einem Fahrzeug zu
überwältigen

„Früh übt sich, was ein Meister werden
will“, heißt es in einem Sprichwort. Man
könnte auch sagen „Früh krümmt sich, was
ein Häkchen werden will“. Ob das der kleine
Max schon weiß, ist fraglich, auch ob er in
die Fußstapfen seines Vaters oder Großva-
ters treten wird. Beide sind oder waren Poli-
zeibeamte. Die Polizeimütze gefällt ihm auf
jeden Fall schon. nw
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DuZ-Zulage auf 5 Euro erhöhen
Schicht- und Wechseldienst attraktiver machen

Die Attraktivität (wenn ich das so
überhaupt so nennen darf) des
Schicht- und Wechseldienstes hat
mittlerweile viel an Boden verloren.
Die Einführung der 5. Dienstgruppe
hat vor vielen Jahren Hoffnungen
geweckt, die eine planbarere Frei-
zeit in Verbindung mit einer flexible-
ren Dienstplanung möglich machen
sollte. Dass diese Flexibilität dann
recht schnell durch die verordnete
42-Stunden-Woche eingeholt wur-
de, ist allen bewusst. Aber auch die
vielen anderen knallharten Ein-
schnitte beim Personal, bei nicht be-
setzten Stellen, stark steigenden ein-
geschränkt Dienstfähigen und
vieles mehr sind tagtäglich zu spü-
ren.

Nun wurde die personelle Stärke
der hessischen Polizei auf 13.764
Menschen im Vollzugsdienst gede-
ckelt. Wir kämpfen aber immer
noch mit einer unmenschlichen
42-Stundenwoche. Die Schlagzah-
len im täglichen Dienst, eine stetig
steigende Anzahl von Einsätzen und
auch die Gewaltbereitschaft gegen-
über Polizist/innen nehmen be-
denkliche Auswüchse an. Die Wert-
schätzung der Kolleg/innen bleibt
auf der Strecke. Ein „Höhepunkt“
der Wertschätzung für die Arbeit im
Sinne der Gewährleistung der Si-
cherheit in unserem Lande waren
dann die Gedanken zu heftigen
Kürzungen bei der Beihilfe. Dies
konnte die GdP mit viel Druck ver-
hindern.

Mehr Geld für DuZ
Nun zurück zu meinen Eingangs-

worten. Eine Attraktivität (gerade
unter den beschriebenen Umstän-
den) für den Schicht- und Wechsel-
dienst zu schaffen. ist nahezu un-
möglich. Aber was kann denn getan
werden, um den Dienst zu den “un-
günstigen Zeiten” einigermaßen
angepasst zu entlohnen? Zumin-
dest darf doch jeder Betroffene den
Anspruch haben, an den sehr gerin-
gen Steigerungen der DuZ-Sätze
der vergangenen Jahre in der Er-
schwerniszulagen-Verordnung
(Bund) teilzuhaben. An dieser Stelle
darf einmal verdeutlicht werden,
was dies überhaupt bedeutet. Die

Ausgleichszahlung für Nachtstun-
den an Sonntagen, Feiertagen usw.
betrug im Jahr 2001ganze 5 DM.
Ab Januar 2002 (Euro-Einführung)
2,61 Euro. Weitere “Steigerungen”
waren dann im April 2004/2,72
Euro, im März 2009/2,80 Euro, im
März 2010/2,83 Euro, im April
2011/2,87 Euro und im Januar
2012/2,92 Euro bis aktuell 2,94
Euro. Der DuZ-Satz für die Nacht-
stunden an Wochentagen (20 bis 6
Uhr) betrug im Jahre 2002 1,28
Euro und liegt aktuell bei 1,39 Euro.
Die Samstagsstunden vernachlässi-
ge ich an dieser Stelle. Hessische
Polizist/innen werden hängen ge-
lassen.

Jeder kann feststellen, dass hier
etwas nicht mit der Realität überein-
stimmt. Wer sich die Besoldungs-
nachweise anschaut und seine
Nachverrechnungen der Vormona-
te (Seite 2 des Besoldungsnachwei-
ses) überprüft, wird schnell feststel-
len, dass die DuZ-Sätze im Jahre
2006 hängen geblieben sind.

Bereits im Vorspann habe ich
kurz geschildert, woran dies liegt,
ich möchte es aber hier noch einmal
wiederholen. Seit der Föderalismus-
reform (2006) hat Hessen die Mög-
lichkeit, bei der Besoldung eigenes
Recht zu schaffen. Also hätte man
auch seit diesem Zeitpunkt die
DuZ-Sätze anpassen können. Man
hätte es auch machen können wie
die bayerische Landesregierung,
die seit dem 1. Januar 2011 eine ei-
gene Zulagenverordnung geschaf-
fen hat, bei der die DuZ-Sätze für
die Nachtstunden an Wochentagen
auf 2,56 Euro verdoppelt wurden.

GdP-Kampagne 5-Euro-Duz
und Forderungen an den
Innenminister

Meine Einschätzung zu dieser
Verhaltensweise ist eindeutig. Die
hessische Landesregierung hat ve-
hement den Föderalismus gefor-
dert. Er wurde aber in der Art gelebt,
dass man - sehr verklausuliert und
versteckt - das Einfrieren der Er-
schwerniszulagen auf dem Stand
2006 in das Gesetz zur Modernisie-
rung des Dienstrechts eingebaut

hat. So geht man nicht mit denen
um, die nachts, an Wochenenden
und Feiertagen ihre Köpfe hinhalten
und sich zur Strafe auch noch einer
immer größer werdenden Gewalt-
bereitschaft aussetzen müssen. Es
besteht dringender Handlungsbe-
darf. Deshalb hat die GdP am 25.
Juli 2012 den Innenminister ange-
schrieben. Wir haben ihm mitgeteilt,
dass die Erschwerniszulage für den
DuZ vollkommen unzureichend ist,
eine Erhöhung sei bitter notwendig.
Für die betroffenen Beamt/innen,
die regelmäßig samstags, sonn-
tags, feiertags und nachts Dienst
verrichten, in ihrer Vollzugstätigkeit
einem hohen Berufsrisiko ausge-
setzt sind und große Verantwortung
tragen, sind die gegenwärtigen Zu-
lagen allenfalls Relikte aus der Ver-
gangenheit und entsprechen kei-
neswegs dem Charakter eines
Ausgleichs für besonders belasten-
de Dienste.

Nachvollziehbar ist deshalb auch
die weiter sinkende Motivation der
Betroffenen, die sich immer lauter
und massiver über eine mangelnde
Vereinbarkeit von Familie und Beruf
beklagen. Sie müssen spontan im-
mer wieder zum Dienst gerufen wer-
den, um personelle Lücken zu
schließen, die sich durch die ge-
schilderte Problematik zwangsläufig
ergeben. Nicht nur als Ausdruck ei-
ner besonderen Wertschätzung die-
ser hohen Belastungen, sondern
auch als Personallenkungsmaßnah-
me ist es dringend erforderlich, ei-
nen finanziellen und gerechten Aus-
gleich zu schaffen und die
Erschwerniszulage des Dienstes zu
ungünstigen Zeiten zu erhöhen.

Peter Wittig
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GdP–Urgestein feierte 90. Geburtstag
Odenwälder GdP-Kreisgruppenspitze gratulierte Heinrich Wolk

Am 13. August feierte der ehe-
malige Dienstgruppenleiter der Po-
lizeistation Höchst, Polizeihaupt-
meister a. D. Heinrich Wolk, zu
Hause in Breuberg – Hainstadt im
Kreise seiner Familie seinen 90. Ge-
burtstag. Viele Freunde, Bekannte
und Nachbarn ließen es sich nicht
nehmen „Heiner“, unter diesem
Namen ist er bekannt, an diesem
Tag zu gratulieren. Auch der Vorsit-
zende der Odenwälder Kreisgruppe
der Gewerkschaft der Polizei (GdP),
Thomas Walther und sein Vertreter
Bernd Hochstädter, machten Hein-
rich Wolk ihre Aufwartung und
überbrachten ihm ein kleines Prä-
sent. „Heiner“ ist seit weit über 50
Jahren Mitglied der GdP. Er hat sei-
ne Odenwälder Heimat nie verlas-

sen. Er ist Mitglied in der SPD und
war viele Jahre in Hainstadt kom-
munal- und parteipolitisch aktiv.
Leider muss Heinrich Wolk altersbe-
dingt seit geraumer Zeit auf seine
geliebten Spaziergänge durch seine

Heimatgemeinde verzichten. Die
Beine machen einfach nicht mehr
mit. Wer allerdings persönlich mit
ihm in Kontakt tritt, wird feststellen,
dass er geistig noch absolut auf der
Höhe ist. So erzählt er immer noch
sehr gerne aus seiner aktiven Poli-
zeilaufbahn, liest regelmäßig die
Zeitung und ist so immer über das
aktuelle Tagesgeschehen, insbe-
sondere was in der Stadt Breuberg
passiert, auf dem Laufenden. Die
Odenwälder GdP wünscht Heinrich
Wolk auf diesem Wege noch einmal
alles Gute für seinen Lebensabend
und noch einige möglichst be-
schwerdefreie Jahre im Kreise seiner
Familie. bh

GdP-Kreisgruppenvorsitzender Thomas Wal-
ther (links) und sein Stellvertreter Bernd
Hochstädter gratulieren Heinrich Wolk zum
90. Geburtstag. bh

Dienstjubiläum im Personalratsbüro
Anke May seit 25 Jahren im Polizeidienst

Es war für Anke May selbstver-
ständlich, dass die Urkunde zum
25jährigen Dienstjubiläum durch
den Polizeivizepräsidenten Uwe
Brunnengräber ausgehändigt wer-
den sollte. Schließlich war er es
auch, der sie im August 1987 beim
Regierungspräsidium Darmstadt
als Stenosekretärin eingestellt hatte.
Schon bald danach stieß Anke May
in einen bis dahin eher dem männli-
chen Geschlecht vorbehaltenen Tä-
tigkeitsbereich vor. Sie absolvierte
damals als einzige Frau erfolgreich
den Schirrmeisterlehrgang und war
anschließend als Fuhrparkverwalte-
rin beim Regierungspräsidium ein-
gesetzt.

Im Rahmen der Polizeiorganisa-
tionsreform 2001 wechselte die Ju-

bilarin zum Polizeipräsidium Süd-
hessen, zunächst in das Sachgebiet
Fahrzeugwesen.

Anschließend folgten Tätigkeiten
im Bereich der Liegenschaftsverwal-

tung, der Datenstation und der Fall-
analyse. Seit September 2001 ist
Anke May im Geschäftszimmer des
Personalrates, so dass die Personal-
räte Antonio Pedron und Michael
Schweikert der Jubilarin nicht nur in
der Eigenschaft als Personalvertre-
ter, sondern auch der geschätzten
Mitarbeiterin die besten Glückwün-
sche überbrachten. Mitglied der
GdP ist Anke May natürlich auch.

Es war sehr erheiternd als PVP
Brunnengräber im Beisein der stell-
vertretenden Frauenbeauftragten
Peggy Rienow den dienstlichen Wer-
degang von Anke May Revue pas-
sieren ließ. In der geselligen Runde
wurde so manche Anekdote aus 25
Dienstjahren wiedergegeben und es
wurde sehr viel gelacht.        MS

PVP Uwe Brunnengräber überreicht Anke May
die Urkunde zum 25jährigen Dienstjubiläum.
tr

39 neue Polizeibeamt/innen für Südhessen
24 Kolleg/innen zu Beamten auf Lebenszeit ernannt

Am 1. August 2012 haben wir
beim PP Südhessen ca. 130 Perso-
nalmaßnahmen vollzogen. Das PP
SH hat 39 Absolventen der Hoch-
schule für Polizei und Verwaltung
(HfPV) erhalten. Aus diesem Pool
waren nur fünf von der Kripolauf-
bahn, die ausnahmslos alle nach

Darmstadt zur ZKI/RKI versetzt wur-
den. Die PD Odenwald bekam
hingegen nur einen jungen Polizei-
kommissar, der bei der PSt. Erbach
landete. Die meisten „Neuen“ sind
bei den PD Darmstadt-Dieburg und
Groß-Gerau gelandet.

Durch das Projekt 303, also 300
Polizeibeamt/innen in drei Jahren,
wurden erstmals zu den normalen
Besetzungen von Fehlstellen zusätz-
liche Beamt/inne verteilt. Insgesamt
wurden sie wie folgt zugewiesen: 14
NH, 10 MH, 11 OH, 23 FFM, 9 WH,
13 SOH, 12 SH.
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Innenminister Boris Rhein: „Diese
92 Polizistinnen und Polizisten erfül-
len die hessische Sicherheitsstrate-
gie immer weiter mit Leben. Wir ver-
stärken seit Anfang des Jahres nicht
nur die Bekämpfung von Schwerkri-
minalität, wie die Organisierte Kri-
minalität, sondern sorgen auch ins-
besondere dafür, dass immer mehr
Polizisten gezielt spezielle Kriminali-
tätsfelder, beispielsweise Einbruchs-
serien, Vandalismus oder den Dro-
genhandel bekämpfen. Nur so
können wir sicherstellen, dass Hes-
sen auch in den nächsten Jahren ei-
nes der sichersten Länder in
Deutschland bleibt.“ (Quelle: Ho-
mepage HMdIuS, Pressemeldung
15.08.2012)

Das ist nur ein Tropfen auf einem
heißen Stein - aber besser als nichts.
In den Vorüberlegungen war es klar,
dass in SH bei 21 Dienststellen,
nicht jeder davon profitieren würde.
Man entschloss sich somit, die Ope-
rativen Einheiten, FKE zu stärken.
Insgesamt wurden diese zwölf neu-
en Kolleg/innen wie folgt verteilt: 2x
OK-Bereich, 2x FKE, 3x OPE GG, 1x
OPE DA-DI, 4x PD DA-DI.

Mir persönlich würde es eher ge-
fallen, wenn man Orientierungs-
stärken auch bei den Kommissaria-
ten hätte und die kleinen
Dienststellen auf eine Mindeststärke
von 1:3/1:4 bringen würde. Es gibt
Kommissariate die nach sechs Mo-
naten knapp 1500 neue Vorgänge
bearbeitet haben und das mit einer
dünnen Personaldecke.

Von Ersuchen anderer Behörden
und Rückfragen oder Rückläufen
der Justiz aus abverfügten Vorgän-
gen mal ganz abgesehen.

Weiterhin schreibt unser Innen-
minister:

„Für mich ist es ein erklärtes Ziel,
die hessische Polizei fit für die Zu-
kunft zu machen. Kriminalitätsbe-
kämpfung findet mehr denn je auf
der Straße statt. Deshalb ist unsere
Sicherheitsstrategie auch darauf
ausgerichtet den Dienst am Bürger
zu verstärken und in der Öffentlich-
keit mehr Präsenz zu zeigen“ (Quel-
le: Homepage HMdIuS, Pressemel-
dung 15.08.2012).

Für uns als GdP ist es ein erklärtes
Ziel, erträgliche Arbeitsbedingun-
gen für unsere Kolleg/innen zu er-
reichen bzw. zu erhalten. Weiterhin
ist für uns erklärtes Ziel, dass sich
unser Einsatz als Wertschätzung in
Sachen DuZ und Leichengeld wider-
spiegelt. Umso mehr war es eine
Frechheit, die Beihilfeverordnung
infrage zu stellen und von uns eine
finanzielle Einbuße zu verlangen!

Die Begrüßung der Neuen auf
eine ganz andere Art!

Der örtliche Personalrat hat bei
PVB Brunnengräber angeregt, die
Begrüßung einmal nicht nach Stan-
dard abzuhalten. Diese Anregung
nahm er auf und setzte sie um. So
gab es keine Standard Bestuhlung
mehr aber dafür nett dekorierte
Stehtische, die für eine aufgelocker-
te Atmosphäre sorgten. Der Perso-
nalrat kümmerte sich um Kaffee und
Gebäck. Es gibt für mich nichts
Schlimmeres als eine besondere
Veranstaltung, bei der am leiblichen
Wohl gespart wird.

Nicht Standard war auch, dass an
diesem Tag alle Neuen begrüßt wur-
den, sowie 24 Kolleg/innen, die die
Urkunde als Lebzeitbeamte erhiel-
ten. Außerdem wurde in diesem
Rahmen KD’in Francoise Stephan
für ihr 25jähriges Dienstjubiläum
geehrt.

Insgesamt war es eine sehr gute
und gelungene Veranstaltung. Der
erste Eindruck war positiv. Es gibt
Tage im Polizeileben, die man nicht
so schnell vergisst. Weiter so, Nach-
ahmung erlaubt!  AP

Gruppenfoto mit den „Neuen“ und den Lebzeitbeamt/innen. tr

Neuer Getränkeautomat im PP Südhessen
Mit Initiative der südhessischen

GdP hatten wir es geschafft, für die
PSt Rüsselsheim einen Automaten-
hersteller zu finden, der uns einen
Getränkeautomaten zur Verfügung
stellt. Seit Anfang April 2011 steht
der Automat probeweise im Aufent-
haltsraum. Wenige Monate später
folgte der zweite Automat, der beim
1. Revier in Darmstadt steht.

Der örtliche Personalrat hatte
dann die Initiative ergriffen, für un-
ser Präsidium ebenfalls einen Auto-
maten zu organisieren. Aufgrund
der Tatsache, dass dort ein Kanti-

nenausschuss existiert, musste die-
ser natürlich eingebunden werden
und sämtliche Verhandlungen lie-
fen über den Kantinenbetreiber. Im
Ergebnis freue ich mich, dass seit
Mitte August im Raum 70, nahe der
Poststelle, dieser Automat steht. Aus
Eigensicherungsgründen werden
keine Glasflaschen verkauft. In den
Preisen ist das Pfand neuerdings mit
einberechnet, so dass jetzt jeder die
Flaschen mitnehmen darf. Die lee-
ren Flaschen werden jedoch von un-
serer Kantine nicht entgegenge-
nommen.

Die Getränkepreise befinden sich
im vertretbaren Rahmen, günstiger
als an der Tankstelle, minimal teurer
als in der Kantine. ap

Geizige Menschen sind unan-
genehme Menschen – aber
angenehme Vorfahren
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Den polizeilichen Alltag kennen gelernt
Richterin Besold und Richter Wahl auf Streife in Rüsselsheim

Am 27. August befanden sich
Richterin Besold und Richter Wahl
vom Amtsgericht Rüsselsheim auf
Streife mit der Rüsselsheimer Polizei.
Richterin Besold ist seit knapp zwei
Jahren Strafrichterin und Richter
Wahl ist Richter am Zivilgericht. Bei-
de tauschen noch in diesem Jahr
das Ressort, so dass Richter Wahl
der „neue“ Strafrichter des Amtsge-
richts Rüsselsheim sein wird.

Gemeinsam Streife fahren
Anlass der gemeinsamen Strei-

fenfahrt war, dass es aufgrund di-
verser Verfahren zu einem fachli-
chen, aber ausschließlich
theoretischen Austausch kam.
Durch unser GdP-Mitglied Timo
Hipler wurde dieses Vorhaben an-
gestoßen und als Dienstgruppen-
kollege war der Weg zur mir, re-
spektive zur GdP und zum örtlichen
Personalrat, nicht weit. Ich fand die-
se Idee außerordentlich gut. Ihr er-
innert euch, dass wir in Rüsselsheim
2008 Jungpolitiker der Landtags-
fraktionen von CDU, SPD, FDP mit
auf Streife genommen haben, dar-
unter auch Patrick Burghardt
(CDU-MdL) und heutiger Oberbür-
germeister der Stadt Rüsselsheim,
um den Polizeidienst aus realer Sicht
zu erfahren. Bereits dort war nach
wenigen Stunden klar, dass dies ein
Erfolg sein wird. Nichts kann die Po-
lizeiarbeit realistischer wiedergeben
als eine Hospitation.

Die Dienstgruppe entschloss sich
dazu, beide Richter mit auf Streife zu
nehmen unter Vorbehalt der Zu-
stimmung und Genehmigung der
Dienstvorgesetzten. An dieser Stelle
bedanken wir uns bei KD´in Ste-
phan (PD-Leitung) und bei EPHK
Dolle (PSt-Leiter) für das entgegen-
gebrachte Vertrauen und die Unter-
stützung.

Tätigkeitsnachweis
Nachdem beide Richter die Ver-

schwiegenheitserklärung unter-
schrieben hatten, konnte es losge-
hen. Wenn wir an diesem Tag ein
Drehbuch geschrieben hätten,
dann wäre es nur halb so gut ge-
worden. Der Tag begann mit viel
Schreibarbeit, vier Vernehmungen,

davon ein Zeuge, zwei wegen Fah-
rens ohne Fahrerlaubnis und Kör-
perverletzung. Die Vernehmung ei-
nes Beschuldigten machte deutlich,
dass bereits bei der Polizei gelogen
wird und wir uns mit Sachverhalten
auseinander setzen müssen, die in
der Papierakte so nicht ankommen,
wie es sich zum Zeitpunkt der Ver-
nehmung abgespielt hat. Auch die
persönliche Erscheinung und das
Auftreten des Beschuldigten bei der
Polizei sind anders, als das vor Ge-
richt, waren eine Erkenntnis an die-
sem Tag.

Polizei und Drogensucht
Währenddessen kam gegen 10

Uhr ein verzweifelter junger Verlob-
ter zur Polizei und wollte seine Ver-
lobte als vermisst melden. In diesem
Zusammenhang sei von ihr über
das zwischenzeitlich weltweit be-
kannte Internetportal „Facebook“
die Nachricht gepostet worden: „Bin
auf ‘ner Party, mir ist schwindelig.
Ich glaube die haben mich mit
K.O.-Tropfen abgefüllt“. Jeder von
uns kann sich vorstellen, welche
Maßnahmen nun ergriffen wurden.
Wir gehen immer vom Ernstfall aus.
Befragung des Verlobten, von El-
tern, Geschwistern, Freundin, Ab-
klärung Facebook Portal, Kontakt-
aufnahme. Wie ein Puzzle werden
Teile zusammengesetzt, hierbei er-
hält man zwangsläufig Informatio-
nen über das Privatleben einer Fa-
milie mit all ihren Facetten.

Die Funkstreife war zweiundein-
halb Stunden gebunden und konnte
dann den Sachverhalt aufklären
bzw. die Sicherheit gewinnen, dass
keine Straftat vorlag. Die 10 Zenti-
meter langen Schnittwunden am
Oberarm der Verlobten waren mit
Einwilligung erfolgt, als Andenken
an die gemeinsam verbrachte
Nacht - genau, nicht mit ihrem Ver-
lobten! Die Nachricht auf Facebook
war nur „Spaß“. Mit dem Verlobten
hat es sich ausgelobt, der Drogen-
konsum am Abend hat alles locker
werden lassen, denn alles ist Schei-
ße. Es ist traurig, dass junge Men-
schen nicht in der Lage sind zu kom-
munizieren und für eine Trennung
die Polizei mit einbinden müssen.
Bei diesem Vorgang wurden auch
Wohnungen aufgesucht, die unse-
rer Klientel entsprechen. Messiwoh-
nung eines BTM´lers, mit Topaus-
stattung. Der Flat Screen darf nicht
fehlen. Dass der „arbeitsuchende“
Wohnungsinhaber an einem Wo-
chentag um 11 Uhr noch nicht wach
war, kann sich jeder vorstellen. Dass
der Steuerzahler die Wohnungsmie-
te zahlt, ist auch jedem klar. Gott sei
Dank gelingt es uns, diese Fälle mit
Abstand zu betrachten, sonst wür-
den wir jegliche Neutralität verlie-
ren. Für diesen Vorgang hätte ich
die Vorgangsbezeichnung „Richter
mit Funkstreife im Einsatz bei: Mitten
im Leben auf RTL-2-Niveau in Rüs-
selsheim“ gewählt.

Gemeinsam mit Richtern auf Streife, v.l., Janett Holzer, Antonio Pedron, Richter Wahl, Richterin
Besold, Timo Hipler, Reimar Lissel. GdP/ap
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Zwangsweise Durchsuchung
Bei einer anderen Kontrolle wei-

gerte sich eine Person, sich durchsu-
chen zu lassen. Die Anweisungen
wollten nicht befolgt werden, so
dass es zur Zwangsanwendung
kam. Der Tonfall gegenüber den
Uniformträgern war unhöflich,
frech und provokativ. Im Grunde so,
wie man sich vor Gericht als Ange-
klagter nie verhalten würde. Nur
gut, dass Richter auch so etwas Mal
hautnah miterleben. Aus so einer
Bedrohung, wie wir alle wissen,
kann eine lebensgefährliche Situati-
on entstehen. Dann muss sofort,
binnen weniger Sekunden eine Re-
aktion erfolgen. Die Fragen nach
der Verhältnismäßigkeit, Geeignet-
heit, Erforderlichkeit und dem mil-
desten Mittel werden später, wenn
auch von der Justiz, abschließend

geprüft und bewertet. Auch diese
Maßnahme hat 30 Minuten gedau-
ert.

Den Alltag kennen gelernt
Das war nur ein Ausschnitt der

Aufträge und Vorgänge an diesem
Tag. Die Mittagspause erfolgte für
einen der beiden Richter gegen 15
Uhr. Die Schutzweste am Körper
war den Richtern ein ungewohnter
Ballast. 30 Grad Hitze erschwerte
die Arbeitsbedingungen und gegen
16 Uhr war der biologische Tief-
punkt erreicht. Ein Wassereis sorgte
kurzzeitig für Abkühlung. Kurz vor
Dienstende lief noch ein Einbruchs-
melder auf. Der pünktliche Feier-
abend für die Richter fiel somit aus.

Angenehm war, dass man sich
auf beiden Seiten austauschen und
den Arbeitsalltag der Polizei mit all

seinen Schwierigkeiten verdeutli-
chen konnte. Es gab auch die
Gelegenheit, Brennpunkte zu zei-
gen. Das ist insbesondere für orts-
fremde Richter von Bedeutung. Wir
kennen alle die persönliche Zustel-
lung einer Gerichtsladung in einem
Wohnhaus mit 30 Parteien, mit
Briefkästen, davon eine Vielzahl
ohne Namensschilder. Auch der
volle Schreibtisch eines Sachbear-
beiters einer DEG/eines Kommissa-
riats hilft, Einblicke zu gewinnen.
Solche Erfahrungswerte sind meines
Erachtens unbezahlbar und sehr
wichtig. Ich empfehle jedem so eine
Hospitation für seinen Zuständig-
keitsbereich zu organisieren. Wer
hierzu Hilfestellung benötigt, kann
mich gerne ansprechen.

Antonio Pedron

Fußballer des PP SH kickten für einen guten Zweck

Mitte August kickten zwölf Fuß-
ballmannschaften auf dem Gelän-
de des KSV Urberach für einen gu-
ten Zweck. Es war die vierte
Veranstaltung dieser Art und sie
kam einem zwölfjährigen Mädchen
zu Gute das 2010 an Knochenkrebs
erkrankt war. Veranstalter waren
Ralf Jünger und der KSV Urberach.
Die Schirmherrschaft wurde über-
nommen von Dieter Müller, Präsi-
dent Kickers Offenbach. Der Chef-
trainer der Südhessenauswahl, POK
Holger Claus (2. Rev.), konnte sofort
für diese Idee gewonnen werden.

Der Dienstunfallschutz wurde in
vorbildlicher Weise gewährt. So
dass folgende Mannschaft auf dem
Platz den Polizeifußball repräsen-
tierte: Thomas König (PSt. LA-VI),
Marc Rothe (PSt. HP), Christian
Gunkel (PSt. GG), Felix Schwarzer
(PAST Südhessen), Jörn Metzler (PSt.
LA-VI), Patrick Niebler (PAST Süd-
hessen), Holger Claus (2. Revier).

Vierten Platz erreicht
In der Gruppenrunde erspielte sie

zwei Siege und vier Unentschieden.
In diesen Spielen hatten die sieben

Kollegen eine Vielzahl von Torchan-
cen. Es war alles dabei, flache
Schüsse, weite Schüsse, aus der Fer-
ne, von Nahem. Es war einfach sehr
schön mitanzusehen. Technisch ge-
sehen waren unsere Kollegen sehr
gut dabei und weit vorne, aber
manchmal fehlte einfach das
Quäntchen Glück. Aus der Mann-
schaft schoss jeder auf das Tor. So-
gar ein fliegender Kopfball von Pat-
rick Niebler brachte das Team Uwe
Schulz durcheinander. Durch Ihre
Leistung sicherten sie sich die Teil-
nahme am kleinen Finale. Die Poli-
zisten spielten gegen das Team
Grimm aus Dieburg und lagen 0:2
zurück. Anschließend holten sie ge-
konnt auf. Mit Torschüssen von
Marc Rothe und Felix Schwarzer
konnte das Polizei-Team aufholen.
Leider war die Zeit vorbei, so dass es
zum Elfmeterschießen kam.

Dabei unterlag die Polizei mit 2:4
und wurde Vierter des Turniers. Sie-
ger wurde die Mannschaft Team
Schulz, die in der Vorrunde vom
PP-Team 3:2 besiegt worden war. So
kann es manchmal laufen. Unter
der Homepage „hilfe-fuer-ay-
leen.de“ findet ihr mehr Informatio-
nen. Die Mitglieder der GdP unter-
stützten diese Aktion mit der
Bezahlung des Startgeldes in Form
einer Spende in Höhe von 150 Euro.

Ap

Das Polizei-Team, hinten, v.l., Holger Claus, Christian Gunkel, Felix Schwarzer, Patrick Niebler,
vorne, Jörn Metzler, Thomas König, Marc Rothe. Ap
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Wer will mit nach Panama?
Reiseangebot der GdP vom 4. bis 15. März 2013

Programm:

4.3.: Flug mit Condor, via Santo Domingo, nach Panama.

5.3.: Begrüßung durch die Reiseleitung, Fahrt Hotel Country and Sui-
tes Amador.

6.3.: Stadtrundfahrt Panama, Alt- und Neustadt, Besichtigung der
Schiffshebeanlage Miraflores am Panama-Kanal

7.3.: Wanderung im Nationalpark Soberania, Tropenflora, verschie-
dene Tiere, Bootsfahrt auf dem Gatun-See (Krokodile, Schildkröten,
Tukane, Faultiere) zur Affeninsel. Fahrt nach Colon, Hotel Melia Pana-
ma Canal.

8.3.: Besichtigung der Ruinenanlagen im Hafen von San Lorenzo im
tropischen Urwald. Fahrt mit historischer Eisenbahn entlang des Pana-
ma-Kanals durch Dschungelgebiete. Hotel Country Inn & Suites Ama-
dor.

9.3.: Teildurchquerung des Panama Kanals mit Passage durch die Pe-
dro Miguel- und Miraflores-Schleusen, Informationen über den Kanal,
Mittagessen auf dem Schiff. Hotel Country Inn & Suites Amador.

10.3.: Fahrt nach Curutu. Mit kleinen Einbaum-Booten auf dem Rio
Changres durch eine Urwaldkulisse zum Dorf der Embara-Indianer,
Kennenlernen der Traditionen und Lebensweise der Indianer, Mittages-
sen. Hotel Country Inn & Suites Amador.

11.3.: Vormittags zur freien Verfügung. Fahrt zum Badeurlaub,
All-Inclusive-Hotel Sheraton Bijao Beach Resort.

12. – 14.3.: Badeurlaub

15.3.: Transfer zum Flughafen Panama City, Flug nach Frankfurt.

16.3.: Frühmorgens Ankunft in Frankfurt.

Leistungen:

Reisepreis pro Person: 2485 Euro, Einzelzimmerzuschlag 595 Euro

Charterflüge mit Condor, incl. Steuern und Gebühren. Fahrt auf dem
Panama-Kanal.

Sitzplatzreservierung 15 Euro, Premium Economy Class für Hin- und
Rückflug 350 Euro, Comfort Class 1100 Euro.

Hotelübernachtungen DZ mit Frühstück. Im Strandhotel All Inclusive.

Deutsch sprechende Reiseleitung, GdP-Reiseleitung, örtliche Steuern
und Abgaben.

Nicht eingeschlossen sind:

Trinkgelder für Reiseleitung/Busfahrer, Gebühren für Gepäckträger,
Reiseversicherungen.

Weitere Informationen und Anmeldungen: Norbert Weinbach,
Lindenstr. 7, 64653 Lorsch, E-Mail: norbert.weinbach@online.de

Rätsel

Die Präsentation

Bernd Meier hat nach seinem Stu-
dium eine kleine Werbeagentur er-
öffnet. Nach einigen Anlaufschwie-
rigkeiten kann er auch seinen ersten
Auftrag ergattern: Er soll für eine
Drogeriekette ein Werbekonzept für
ein frisch entwickeltes Haarwuchs-
mittel ausarbeiten. Nach mühsamer
Arbeit hat Bernd sein Konzept fertig.
Zur Präsentation hat sein Auftragge-
ber alle Filialleiter der einzelnen
Drogerien eingeladen. Zunächst
treffen sich alle Filialleiter im Foyer
des Hotels, in dem die Präsentation
stattfinden soll. An zehn Tischen, die
dort stehen, sitzen jeweils gleich vie-
le Filialleiter, an einem elften Tisch
dagegen acht. Nervös schaut sich
Bernd die Menge der Filialleiter an,
die er überzeugen soll und stellt fest,
dass es mehr als 100 sind, die aus
ganz Deutschland angereist sind.

Nach dem Aperitif gehen alle Fili-
alleiter in einen Tagesraum, in dem
die eigentliche Präsentation stattfin-
den soll. Alle setzen sich, und als
Bernd sich nervös auf dem Podium
aufbaut, um sein Werbekonzept für
das neue Haarwuchsmittel vorzu-
stellen, erkennt er: An den 16 Ti-
schen des Tagungsraumes sitzen je-
weils gleich viele Filial-leiter. Wie
viele Filialleiter muss Bernd insge-
samt von seinem Konzept überzeu-
gen?

Lösung

Zu Beginn der Tagung im Foyer,
saßen an 10 Tischen jeweils 12 und
an einem Tisch 8 Filialleiter. Im Ta-
gungsraum saßen dann an 16 Ti-
schen je 8 Personen. Insgesamt
musste Bernd also 128 Filialleiter
von seinem neuen Werbekonzept
überzeugen. HeRo
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Nichts ist so gut, dass man es nicht verbessern könnte
Eine Bestandsaufnahme und Anregung zur Weiterentwicklung der

Seniorenarbeit in der GdP Hessen
Seit einigen Jahren wird in der

hessischen GdP auf allen Organisa-
tionsebenen mehr oder weniger
gute Seniorenarbeit gemacht. Das
geht von den Seniorenvertretern in
den Kreisgruppen über die Senio-
renvertreter in den Bezirksgruppen
bis hin zum Landesseniorenvor-
stand. Es gibt mit Andreas Grün
(Mittelhessen) sogar einen Senio-
renbeauftragten im geschäftsfüh-
renden Landesvorstand (GLBV). In
einigen Bereich funktioniert die Ar-
beit recht gut, weil auch die Zusam-
menarbeit mit den KG-Vorständen
gut funktioniert. Hin und wieder
kann man in unseren Publikationen
auch etwas von der Arbeit der Se-
nioren lesen. Meist geht das aber
nicht über Reisen, Sommerfest, Vor-
träge, Weihnachtsfeiern und Ehrun-
gen hinaus. Man kann auch den
Eindruck gewinnen, dass es im Lan-
desseniorenvorstand nicht viel bes-
ser läuft. Doch dort wird immer wie-
der darauf hingewiesen, dass
Seniorenarbeit nur funktioniert,
wenn auf der KG-Ebene die Arbeit
funktioniert.

Weiterentwicklung der Senio-
renarbeit

Nun hat Harald Dobrindt, Senio-
renvertreter von Mittelhessen und
langjähriges Mitglied im GLBV, hat
nun ein Papier entwickelt als eine
Art „Bestandsaufnahme und Anre-
gung zu einer Weiterentwicklung
der Seniorenarbeit in der GdP“, ge-
treu dem Motto: „Nichts ist so gut,
dass man es nicht verbessern könn-
te“. Das geht aber nur, wenn die Se-
nioren auf allem Ebenen mitwirken,
Ideen einbringen, sich aktiv beteili-
gen. Das mehrseitige Papier von
Harald Dobrindt kann hier nicht ab-
gedruckt werden. Es wurde dem
GdP-Landesvorstand zugeleitet.
Hier aber soll einen Zusammenfas-
sung dafür sorgen, dass sich mög-
lichst alle Senioren mit der Thematik
der Gewerkschaftsarbeit im Alter
befassen.

Mitgliederzahlen
Zunächst einmal sei darauf hin-

gewiesen, dass etwa 20 Prozent al-

ler GdP-Mitglieder dem Bereich der
Senioren angehören. In Hessen
zahlen Senioren in etwa pro Monat
23.500 Euro in die Landeskasse.
Auf Bundesebene werden pro Jahr
rund 3,5 Millionen Euro Senioren-
beiträge einkassiert. Das ist ein wirt-
schaftlicher Faktor, den jeder Kas-
sierer einsehen müsste. Zwar zahlen
Senioren (Pensionäre/Rentner) mit
Eintritt einen reduzierten Beitrag, sie
zahlen ihn aber aus den Einkünften
des höchsten erreichten Dienst-
grads. Wenn wir bei Politikern und
in der Öffentlichkeit mit hohen Mit-
gliederzahlen argumentieren, wer-
den auch die Senior/innen mit ein-
gerechnet. Nur durch hohe
Mitgliederzahlen wird die GdP zum
Sprachrohr der Polizei. Nicht ver-
gessen dürfen wir, dass es immer
schwieriger wird für die Beschäftig-
ten, dienstfrei zu bekommen für Ak-
tionen der GdP. Zeit zur Teilnahme
an Aktionen haben aber die Seni-
or/innen. Das gilt auch für Ver-
sammlungen in den Kreisgruppen.
Ohne die Senior/innen wäre man-
che Aktivität wirkungslos.

Mitgliederzahl der Senior/innen
steigt

Auch in den kommenden Jahren
wird ein Großteil der Polizeibe-
schäftigten mit etwa 60 Jahren in
den Ruhestand gehen (Angestellte
mit 65/67). Bei einer Lebenserwar-
tung von 80 Jahren ergibt sich eine
weitere Mitgliedschaft in der GdP
von 20 Jahren. Deshalb muss die
GdP versuchen, die Senior/innen zu
halten. Es ist heutzutage nicht mehr
selbstverständlich, Mitglied einer
Religionsgemeinschaft, Partei oder
Gewerkschaft zu sein. Das gilt auch
für die Polizeisenioren. Wer als Pen-
sionär/Rentner weniger verdient,
überlegt schon, wo er sparen kann.
Junge Menschen für den Polizei-
dienst zu gewinnen, ist eine schöne
Sache. Wenn wir aber erkennen,
dass der Anteil der Senior/innen auf
bis zu 30 Prozent anwachsen wird,
dann ist das ein nicht zu verachten-
des wirtschaftliches Potential für die
GdP. Da stellt sich nämlich auch die

Frage: „Welche Leistungen erbringt
die GdP noch für Senior/innen“?

Leistungen entfallen
Betrachtet man sich die Leistun-

gen der GdP Hessen im Internet
(Schwerpunktprogramm), so fällt
auf, dass die nicht für Senior/innen
gelten, auch wenn alle Punkte gut
und wichtig sind. Kostenintensive
Leistungen wie Rechtsschutz- oder
Regressversicherung haben kaum
Bedeutung für Senior/innen.
Schwerpunkte wie Personalratswah-
len, Gestaltung des Arbeitsplatzes,
Ausrüstung, Arbeitszeit sind für Se-
nior/innen nicht mehr relevant. Ein-
satzbetreuung ist wichtig, im Regel-
fall aber nicht für Senior/innen,
auch wenn die sich dort immer wie-
der einklinken. In der Zeitschrift
„Deutsche Polizei“ kann man nach
der Föderalismusreform über Tarif-
verhandlungen, Digitalfunk, Aus-
landseinsätze oder Castortranspor-
te lesen, nur selten etwas über
Senioren. Festzustellen ist, dass der
überwiegende Teil der GdP-Aktivitä-
ten Senior/innen nicht betrifft.

Unterschiede bei den Personen-
gruppen

Wer Seniorenarbeit macht, küm-
mert sich natürlich um ältere Mit-
glieder. Ihm geht es nicht darum, die
Bedeutung von Junge Gruppe und
Frauengruppe in Frage zu stellen. Es
gibt aber einen Unterschied der Per-
sonengruppe Senioren zu den bei-
den anderen Gruppen. Wenn fest-
gestellt wurde, dass für Senioren
viele Leistungen entfallen, so gilt das
nicht für Frauengruppe und Junge
Gruppe. Für die gibt es noch Extra-
leistungen wie Frauenförderplan,
Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
Ausbildungsrichtlinien und spezielle
Seminare und Veranstaltungen. Se-
nior/innen haben eigene Bedürfnis-
se. Ein Großteil der gewerkschaftli-
chen Arbeit ist für sie nicht mehr
relevant. Die Jungen von heute soll-
ten aber nicht vergessen, dass sie
die Alten von morgen sind. Was
heute für die „Alten“ gesät wird,
werden auch die „Jungen“ morgen
ernten. Junge Leute und Frauen
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werden in viele gewerkschaftliche
Gremien gewählt. Für Senior/innen
trifft das nicht zu. Wir sehen, dass
sich die Zielgruppe der Senior/in-
nen deutlich von den anderen
Gruppen unterscheidet. Deshalb
sind die Personengruppen unterein-
ander nicht vergleichbar.

Strukturen im Seniorenbereich
Es gibt Kreisgruppen mit und

ohne Seniorenvertreter. Einige Ver-
treter entwickeln Aktivitäten, andere
sind nur vorhanden. Frankfurt hat
eine eigene KG Senioren mit eige-
nem Budget. Große KG in zentraler
Lage haben eher die Möglichkeit für
Seniorenveranstaltungen, kleine
KG kaum, weil die Mitglieder zu weit
verstreut wohnen. Alle BZG haben
einen Seniorenvertreter, Westhes-
sen hat sogar einen Seniorenvor-
stand. Nur teilweise gibt es Sitzun-
gen mit Senioren und
KG-Vertretern. Von Veranstaltungen
der Senioren mehrmals im Jahr bis
zu Null-Veranstaltungen reicht die
Palette. Wer außerhalb der KG oder
BZG seinen Wohnsitz hat, scheut oft
weite Fahrten zu Veranstaltungen.
In verschiedenen Bereichen existie-
ren Polizei-Pensionärs-Vereinigun-
gen, unabhängig von der GdP, auch
wenn sie meist GdP-dominiert sind.
Diese Vereinigungen pflegen die
Geselligkeit. Wir sehen, dass es in
Hessen völlig unterschiedliche
Strukturen/Aktivitäten im Senioren-
bereich gibt.

Bedürfnisse
Das Thema Alterssicherung steht

ganz oben auf der Agenda der Seni-
or/innen. Um den gewohnten Le-
bensstil beibehalten zu können,
braucht es eine finanzielle Absiche-
rung. Mit „demographische Ent-
wicklung und Generationengerech-
tigkeit“ gab es in den vergangenen
Jahren erhebliche Einschnitte bei
Pensionen und Renten. Lobbyisten
preisen private Vorsorge an auch
wenn viele Menschen nicht das
Geld dazu haben, auch wenn Pen-
sionäre/Rentner heute keine Vor-
sorge mehr leisten können. Es geht
nur darum, Versicherungen und an-
deren Organisationen Geschäfte zu
ermöglichen und den Menschen
das Geld aus der Tasche zu ziehen.
Bei den Renten ist der DGB in der
Pflicht, unterstützt von der GdP.

Bei Pensionär/innen (Versor-
gungsempfänger) wird zwar immer
die zeit- und inhaltsgleiche Übertra-
gung der Tarifergebnisse gefordert,
die Realität sieht aber anders aus.
Wenn Einmalzahlungen gestrichen
oder Sonderzahlungen für Pensio-
när/innen gekürzt werden, hält sich
der Protest der GdP in Grenzen.
Gibt es aber Streichungen für Akti-
ve, steigt die GdP viel intensiver ein.

Themen für Senioren/Rentner
sind bezahlbare Krankenversiche-
rungen, Pflegeversicherung, ärztli-
che Versorgung, altengerechte
Wohnmöglichkeiten, Pflegeheime,
Pflegedienste und auch die Beihilfe.
Das „Aktiv-Programm für Senioren
(APS) ist eine gute Sache. Hier kön-
nen sich Senior/innen informieren,
ebenso wie in der Zeitschrift „Deut-
sche Polizei“ und im „Poli-
zei-Report“, der mehr regional aus-
gerichtet ist. Themen wie
Patientenverfügung und Erbrecht
spielen eine große Rolle (sie sollten
es auch für junge Menschen sein).
Zukünftig werden sich Senior/innen
auch über das Internet informieren.
„Schwarze (oder grüne) Bretter ste-
hen ihnen nicht mehr zur Verfü-
gung. Auch spezielle Seminare für
Senioren dienen dem Informations-
bedürfnis. Die Pflege der Gesellig-
keit gehört ebenso zum Senioren-
programm. Diese gewerk-

schaftlichen Themenfelder zeigen,
dass es auch nach dem Ruhestand
noch wichtig ist, Mitglied der GdP zu
sein. Senior/innen sind mehr als nur
Sponsoren der GdP.

Vertretung von Senioren in
Gremien der GdP

Es ist zwingend erforderlich, dass
sich Senior/innen auch in der GdP
selbst vertreten. Dazu gehören auch
Mitglieder in den KG- und
BZG-Vorständen. Im Landesvor-
stand ist nur der Landessenioren-
vorsitzende vertreten. Im GLBV gibt
es keinen Seniorenvertreter. Diese
Funktion nimmt Andreas Grün
wahr. Bezirksgruppen entsenden, je
nach Stärke, weitere Mitglieder in
den LBV. Da werden u.a. Tarifbe-
schäftigte berücksichtigt, Junge
Gruppe, Frauengruppe – Senioren
sind außen vor. Gemessen an der
Zahl 20 Prozent Senioren-Mitglieder
müssten in den Landesgremien
mehr ältere Mitglieder vertreten
sein. Ein Antrag des Landessenio-
renvorstands, hier eine Verbesse-
rung herbeizuführen, ist zunächst
negativ beschieden worden. Es
müsste möglich sein, Senior/innen
besser zu beteiligen. Das gilt auch
für die Vertretung der Senioren in
der Beiratssitzung, den Bezirks- und
Landesdelegiertentagen und beim
Bundeskongress. Senior/innen sind
überall unterrepräsentiert. Wenn
künftig die Delegiertenzahlen noch
verringert werden, wird sich dies
insbesondere auf die Senior/innen
auswirken. Im DGB-Vorstand (Bund
und Hessen-Thüringen) sind keine
Senior/innen vertreten.

Wenn nach dem Ruhestand Ver-
eine und Organisationen die Seni-
or/innen fragen, ob sie nicht einen
Vorstandsposten übernehmen woll-
ten, erhebt sich die Frage, warum
dies die GdP nicht macht. Die Res-
source Senior wird in der GdP nicht
genutzt.

Vorschläge für die Seniorenar-
beit

Es sollte ein Programm erstellt
werden zur Berechnung künftiger
Ruhestandsbezüge. Die Geschäfts-
stelle in Wiesbaden sollte darüber
Auskunft geben, aber nur für Mit-
glieder.

Harald Dobrindt, Seniorenvertreter von Mit-
telhessen, hat sich Gedanken gemacht über
die Seniorenarbeit der GdP. nw
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Wir brauchen ein sehr gut finan-
ziertes dreitägiges Seminar „Vorbe-
reitung auf den Ruhestand“. Es soll-
te von guter Qualität sein.

Die Landes-GdP sollte sich vehe-
ment einsetzen gegen Einschnitte
bei Versorgungsbezügen.

GdP und DGB sollten sich ver-
stärkt für eine menschenwürdige
Rente einsetzen.

Notwendig erscheint die Einrich-
tung einer Abfragestelle (Telefon,
Mail) für Senioren in der
GdP-Geschäftsstelle, um möglichst
schnell kompetente Antworten zu
bekommen. Diese Nummern müs-

sen von Zeit zu Zeit im
„Polizei-Report“ und in „Deutsche
Polizei“ veröffentlicht werden.

Es muss aktuelle Informationen
für Senior/innen geben im Internet
oder über Mailverteiler.

Seniorenveranstaltungen sollten
bezirksübergreifend organisiert
werden.

Es sollte ein Jahres-Veranstal-
tungskalender erstellt werden.

GdP-Veranstaltungen gibt es nur
für Mitglieder.

Notwendig ist eine ausreichende
finanzielle Ausstattung für die Se-

niorenarbeit. Merke: Beim Geld
hört die Freundschaft nicht auf – da
fängt sie an“!

Schlussbemerkung
Auch wenn man in einem solchen

Diskussionspapier nicht alle Ge-
sichtspunkte ansprechen kann, man
einiges offen lassen muss, ist viel ge-
wonnen, wenn einige Denkmuster
verlassen werden, wenn über eine
zukünftige Arbeit für Senior/innen
nachgedacht wird. Notwendig ist
es, die Seniorenarbeit einmal gene-
rell in den gewerkschaftlichen Gre-
mien zu diskutieren.

Harald Dobrindt/Norbert Weinbach

GdP-Senioren wollen mehr Rechte
Position der Senioren beim „Süddeutsches Treffen“ erörtert

Sowohl im Grundsatzprogramm
als auch in der GdP-Satzung sollte
die Position und Bedeutung der Se-
nioren besser verankert werden,
war eine der Forderungen beim
„Süddeutschen Treffen“ der GdP-
Senioren im Juni in Tann in der
Rhön. Hessen hatte dieses Treffen in
diesem Jahr ausgerichtet. Gekom-
men waren Vertreter der Länder/Be-
zirke Bayern, Saarland, Rhein-
land-Pfalz, Baden-Württemberg,
Bundeskriminalamt und Sachsen.
Die Vertreter Thüringens hatten sich
entschuldigt. Aus Hessen nahmen
die Landesvorstandsmitglieder Ger-
hard Lehmann, Hermann Müller,
Harald Dobrindt und Norbert Wein-
bach teil. Getagt wurde im Gast-
haus „Krone“, dessen Wirt wegen
seiner Gastfreundschaft und seines
guten und reichhaltigen Essens be-
sonders gelobt wurde. Über das
Städtchen Tann, von Mönchen ge-
gründet und erstmals erwähnt als
Siedlung „Thonn“, wurde im Jahr
1197 erstmals urkundlich als Stadt
erwähnt. Um diese Zeit haben auch
die Freiherren von der Tann ihre ers-
te Burg erbaut. Ihre Geschichte
prägt noch heute dieses romanti-
sche Städtchen in der Rhön, einem
beliebten Ausflugsziel im Ulstertal
im Naturpark Rhön. Das und noch
einiges andere mehr erfuhren die
GdP-Senioren bei einem Rundgang
durch die Stadt von Stadtführer Al-
bert Zörgiebel. Er zeigte ihnen auch
die Stadtkirche, das heutige Schloss

und das Heimatmuseum. Ein Aus-
flug zum „Point Alpha“ (östlichster
vorgeschobener Punkt der NATO)
an der ehemaligen Zonengrenze
passte zeitlich nicht ins Programm.
Hermann Müller informierte die
Teilnehmer des Treffens aber über
die Bedeutung dieses einst strate-
gisch wichtigen Punktes und über
das dortige Museum. Nach dem
Treffen in Tann führte er einige der
Senioren noch durch das Museum.

Satzungskongress 2013 fällt
aus

Der Wegfall von Personengrup-
pen und Fachausschüssen, die Re-
duzierung der Delegiertenzahlen
für den Bundeskongress und die
vorgesehene Verlängerung der Le-
gislaturperiode waren einige der
Punkte, die laut Bundesvorstand der
GdP in der Satzung geändert wer-
den sollten. Das könne nach Mei-

nung der süddeutschen GdP-Senio-
ren nur schwer akzeptiert werden.
Die Zahl der Delegierten solle von
250 auf 170 gekürzt werden. Man
könne auch, so die Senioren, die
Zahl abhängig machen von der je-
weiligen Mitgliederzahl der Landes-
verbände. Mit der Reduzierung der
Delegiertenzahlen sollten wohl klei-
ne Landesbezirke geschwächt, gro-
ße aber gestärkt werden, war das
Ergebnis der Diskussion. Skeptisch
sahen die Senioren diese Änderun-
gen, weil es scheinbar nur ums Geld
gehe. Das dürfe eigentlich nicht
sein. Es erwecke den Eindruck, dass
die gewerkschaftliche Arbeit einge-
schränkt werden solle. Die Frage
tauchte auf, ob man die Personen-
gruppe der Senioren, deren Zahl
immer zunehme, schwächen wolle.
Da abzusehen war, dass es für diese
Satzungsänderungen keine Zwei-
drittelmehrheit geben werde (JUN-
GE GRUPPE und Frauengruppe
wollen nicht zustimmen), wurde der
für 2013 vorgesehene Satzungs-
kongress in Fulda abgesagt. Der
bisherige Satzungsentwurf solle
noch einmal überarbeitet werden.
Die Senioren stellten fest, dass die
GdP aufgrund ihrer Mitgliederstär-
ke im DGB zwar eine „kleine“ Ge-
werkschaft sei, dass sie aber gesell-
schaftspolitisch eine große
Außenwirkung habe.

Die süddeutschen Senioren stell-
ten auch die Frage, ob sie als Perso-
nengruppe nicht eine besondere

Unter dem Standbild des Freiherrn Eberhard
von der Tann posierten die Teilnehmer des
„Süddeutschen Treffens“ der GdP-Senioren.
nw
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Stellung in der GdP haben sollten.
JUNGE GRUPPE und Frauengruppe
seien im Lager der Aktiven veran-
kert und würden dort vertreten. Bei
den Senioren sei dies nicht der Fall.
Deshalb wäre es zu überlegen, ob
man in den jeweiligen geschäftsfüh-
renden Landes-/Bezirksvorständen
und im GBV nicht einen stimmbe-
rechtigten Vertreter haben könne.
Im Saarland und in Rheinland Pfalz
gebe es dort einen Seniorenvertre-
ter.

Mitgliederentwicklung positiv
Das Thema „Mitgliederentwick-

lung“ nahm einen breiten Diskus-
sionsraum ein. In Sachsen gebe es
wenige Austritte bei den Senioren.
Man habe die Seniorenarbeit auf
Kreisgruppenebene verbessert. Bei
Neueinstellung verzeichne die GdP
ein Mitgliederzuwachs von 80 bis
90 Prozent. Beim BKA habe man mit
Austritten wenig zu tun, lediglich mit
Sterbefällen und auch mit Betreu-
ungsfällen, berichtete Winfried
Wahlig. Wohl aufgrund der neuen
grün-roten Regierung habe die GdP
in Baden-Württemberg wieder an
Bedeutung gewonnen, war der Ein-
druck von Werner Fischer. Jetzt ver-
zeichne man wieder 70 bis 80 Pro-
zent bei den Polizeianwärtern. Die
Austritte von Senioren seien zurück-
gegangen, wohl auch aufgrund ei-
ner verbesserten Seniorenarbeit.
Die Frage laute meistens: „Warum
brauche ich die GdP noch nach der
Pensionierung, in der Rente“?

Von einer guten Seniorenarbeit
auf Kreisgruppenebene berichtete
Artur Jung (Saarland). Dazu gehör-
ten Tagesseminare und auch die Be-
treuung von Angehörigen bei Pfle-
gefällen. Man lege Angehörigen
von verstorbenen Mitgliedern auch
nahe, selbst Mitglied in der GdP zu
werden, d.h., die Mitgliedschaft
des/der verstorbenen zu überneh-
men. Von 10.000 Beschäftigten im
Polizeibereich von Rheinland-Pfalz
seien etwa 7000 Mitglied der GdP,
so Rainer Blatt, davon gehörten
1200 zu den Senior/innen. Austritte
von Senioren seien selten, wenn sie
austräten, dann meistens mit 61/62
Jahren. Hier hätten sich Seminare
„Vorbereitung auf den Ruhestand“
bewährt. Bei den Neueinstellungen
würden etwa 80 Prozent Mitglied
der GdP. 2660 Senioren seien

GdP-Mitglied in Bayern, so Günter
Klinger. Die Zahl von fünf Austritten
pro Monat sei rückläufig. Wichtig
sei hier die Arbeit auf Kreisebene. In
den Begründungen für Austritte
würden meistens Vorwürfe erhoben
gegen GdP-Funktionäre. In Hessen
gebe es keine Probleme mit Austrit-
ten von Senioren. Bei den Neuein-
tritten sei ein Zuwachs zu verzeich-
nen. Wichtig sei, so die Senioren,
dass man auch in anderen Senio-
renorganisationen, in Vereinen und
in der Kommunalpolitik verankert
sei.

Teilnehmer des Süddeutschen
Treffens war auch der Bundesvorsit-
zende der Senioren, Anton Wie-
mers, der sich die Meinungen der
Landesvertreter aufmerksam an-
hörte. Er betonte die positive Wir-
kung der Bundesseniorenfahrten,
die durch ihn, Klaus Kulick und
Horst Müller betreut würden. Als gut
bezeichnete er auch das Senioren-
jubiläum in Berlin. Bedauerlich sei
gewesen, dass fast keine Vertreter
der Politik anwesend gewesen sei-
en, dass die Medienpräsenz mehr
als schwach gewesen sei und dass
die GdP zu diesem Jubiläum keine
Pressemeldung herausgegeben
habe. Generell sei es wichtig, sich
öfters zu treffen, wichtige Themen
zu erörtern und Einfluss zu nehmen
auf die GdP-Politik. Zu diesen und
anderen Themen gab es eine län-
gere Diskussion.

Informationen aus Hessen
Über die Situation der GdP in

Hessen berichtete der stellvertreten-
de Landesvorsitzende Jörg Schuma-
cher. Dazu gehörte die Diskussion
um eine zu ändernde Beihilferege-
lung, die aber durch Initiativen der
GdP habe verhindert werden kön-
nen. Er berichtete von der Koopera-
tion der Länder Hessen und Rehin-
land-Pfalz im Bereich Wasser-
schutzpolizei und bei Helikopterflü-
gen. Für die GdP positiv ausgegan-
gen seien die Personalratswahlen.
Man habe bisherige Prozentzahlen
halten können und teilweise auch
noch Stimmen und Personalratssitze
hinzugewonnen. Es gebe ein Stel-
lenhebungsprogramm für die Jahre
2013/2014, um den „A10-Bauch“
abzubauen. Darüber hinaus gab es
noch eine kurze Diskussion zur

Streichung der Sonderzulagen für
hessische Senioren.

Probleme in den einzelnen Län-
dern

Breiten Raum bei der Tagung
nahmen die Probleme/die Situation
in den einzelnen Bundesländern
ein. Die GdP sei in Bayern nicht
kämpferisch genug, klagte der Se-
niorenvertreter. Die Seniorenarbeit
klappe recht gut, Probleme gebe es
eher im Lager der Aktiven. Eine ein-
wandfreie Zusammenarbeit der Se-
nioren mit dem Landesvorstand
gebe es in Rheinland-Pfalz. Bei den
Aktiven sei das nicht ganz so gut.
Auch im Saarland habe man keine
Probleme in Seniorenbereich, auch
keine finanziellen. Die Zusammen-
arbeit mit der neuen
CDU/SPD-landesregierung klappe
besser als vorher mit der Am-
pel-Regierung. Die Innenministerin
habe bereits ein Gespräch geführt
mit der GdP-Spitze. Das liege unter
anderem auch daran, dass der
GdP-Landesvorsitzende neuer Lan-
despolizeivizepräsident sei. Zu
schaffen mache noch die neue Poli-
zeireform. Sachsen hänge sich bei
der Seniorenarbeit an den DGB.
Was dort besprochen werde, habe
aber mit Polizei nicht viel zu tun. Bei
den Senioren ergebe sich die
Schwierigkeit aufgrund der Größe
des Landes. Man verlagere die Ar-
beit auf die Kreisgruppenebene. Be-
dauerlich sei, dass wieder Senioren
austräten. Probleme gebe es bei der
Betreuung der Senioren, da immer
weniger Mitglieder bereit seien, eine
Funktion zu übernehmen.

Keine Probleme gebe es beim
BKA mit dem Vorstand, war zu er-
fahren, eher schon auf Bundesebe-
ne. Der Unterschied zwischen Bun-
despolizei (36.000 Mitglieder) und
Kriminalpolizei (5000) mache sich
da bemerkbar. Gewerkschaftspoli-
tik sei die Kunst des Machbaren,
meinten die Vertreter von Ba-
den-Württemberg. Die GdP habe
viel Arbeit vor sich. Das gehe nur mit
der Politik, ansonsten mache sie es
ohne die GdP. In den kommenden
acht Jahren rechne man mit 12.500
Pensionierungen. Das seien 50 Pro-
zent der Polizeibeschäftigten. Es sei
schwer, neue Leute für die Polizei zu
gewinnen, da die Industrie lukrative
Stellen anbiete. Gemeinsam mit
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dem DGB habe man es geschafft,
die für dieses Jahr vorgesehenen
Eingriffe bei Besoldung und Beihilfe
abzumildern. Bei den Senioren solle
in diesem Jahr nichts mehr einge-
spart werden. Man dürfe nicht im-
mer der Politik nachgeben. Es sei
Aufgabe der GdP, den Finger in die
Wunde zu legen. Die Polizeirefor-
men seien nicht immer das Gelbe
vom Ei gewesen, das hätten jetzt so-

gar die bayrischen Politiker erkannt,
gab sich Günter Klinger kämpfe-
risch. Bedauerlich sei, dass man
jetzt immer weniger Uniformierte
auf den Straßen der Kommunen
sehe. Baden-Württemberg sitze mit
der Politik im Boot, um Fehler zu
verhindern. Fehler habe es in Hes-
sen gegeben, so Hermann Müller.
Die Polizeireformen hätten mehr
Polizei auf die Straße bringen sollen

und weniger Verwaltung. Das Er-
gebnis sehe man heute: Ein
größerer Wasserkopf, immer mehr
Verwaltung und Formulare.

Das nächste Treffen der süddeut-
schen Senioren ist für September
2013 in Rheinland-Pfalz geplant.

Norbert Weinbach

Treffen der Polizeipensionäre Bergstraße
Alle Polizeipensionäre, Rentner

und Rentnerinnen des Kreises Berg-
straße sind am 24. Oktober um 11
Uhr eingeladen zum jährlichen
Herbsttreffen. In gemütlicher Runde
wird gefeiert im

Gasthof Jäger, Ortsstr. 31,
64646 Heppenheim-Erbach

Ehepartner/innen, Gäste und
Freunde sind ebenfalls herzlich will-
kommen. Wilfried Seibel, Präsident
der Bergsträßer Polizeipensionäre
hat wieder ein kleines Programm
zusammengestellt.

Das Walter-Heil-Gedächtnistur-
nier gegen AH 72 ist für den 16. No-
vember um 15 Uhr terminiert.

Das Nikolauskegeln ist am 6. De-
zember um 14.30 Uhr auf der Bahn
des Saalbau-Kinos.

Wegen der Berlinfahrt der Berg-
sträßer GdP (3.-6.September) findet
das Septemberkegeln der Pensio-
näre am 13. September statt.    nw

Seniorenseminar Hessen 2012
Auch in diesem Jahr führt der Landesseniorenvorstand der GdP Hes-

sen wieder ein Seniorenseminar durch. Eingeladen dazu sind alle Rent-
ner/innen und Pensionär/innen mit Partner/in. Eingeladen sind auch
die Mitglieder, die kurz vor der Pensionierung stehen. Es ist ein Eigenbei-
trag zu leisten von 20 Euro.

Vorgesehene Themen: Erben und Vererben, Wohnen im Alter, Pfle-
gereform, Verkehrsrecht für ältere Menschen, Bericht des
GdP-Landesvorsitzenden Jörg Bruchmüller.

Seminartermin: 30./31. Oktober 2012, Beginn: 9 Uhr, Ende am
31.10. um 13 Uhr

Ort: Gasthaus „Zur Krone“, Am Stadttor 2, 36142 Tann/Rhön, Tele-
fon: 06682-213, Webseite: www.krone-tann.de

Anmeldungen an: Ruth Brunner, GdP Hessen, Wilhelmstr. 60a,
65183 Wiesbaden, Fax: 0611-9922727, E-Mail: rbrun-
ner@gdp-online.de, Anmeldungen nur schriftlich.

Nähere Auskünfte: Norbert Weinbach, Lindenstr.7, 64653 Lorsch,
Telefon: 06251-52889 oder 01525-6121912, E-Mail: norbert.wein-
bach@online.de  und bei den Seniorenvertretern der Bezirksgruppen.

nw

Bundeseinheitliche Besoldung und Versorgung
Positionen der GdP zur Versorgung der Beamten in der Polizei

Die Gewerkschaft der Polizei for-
dert eine bundesweit einheitliche
Besoldung und Versorgung für die
Beamt/innen in der Polizei. Die Ver-
sorgung ist die Fortsetzung der Be-
soldung. Versorgungsbezüge sind
u. a. das Ruhegehalt, die Hinter-
bliebenenversorgung und die Un-
fallfürsorge.

Alimentation hat Verfassungs-
rang

Das Recht der Polizeibeamt/in-
nen und ihrer Familien auf lebens-
lange Versorgung durch den Staat
hat Verfassungsrang (Alimenta-
tionsprinzip) und steht daher nicht

zur Disposition. Wegen dieser Ver-
fassungsgarantie ist eine private
Vorsorge für eine amtsangemesse-
ne Versorgung nicht erforderlich.
Für sie darf auch kein Bedürfnis ge-
schaffen werden. Das Abverlangen
des Einsatzes von Leben und Ge-
sundheit der Polizeibeamt/innen
für die Allgemeinheit ist eine Aufop-
ferung über das allgemeine Maß
des Dienst- und Treueverhältnisses
hinaus. Dem muss die Altersversor-
gung der Polizeibeamten in beson-
derem Maße Rechnung tragen. Be-
reits mit der Einstellung der
Polizeibeamt/innen trifft den Staat

die Pflicht, nachhaltige Vorsorge zu
treffen. Art und Umfang bleiben da-
bei in der Verantwortung des Staa-
tes. Die aus dieser Sicherung flie-
ßende Altersvorsorge der
Polizeibeamt/en muss folgenden
verfassungsrechtlich garantierten
Strukturprinzipien entsprechen:

l Grundsatz der amtsangemesse-
nen Versorgung.

l Versorgung aus dem letzten Amt
(u.a. BVerfG, 2 BvL 11/04 vom
20.3.2007).

(Damit wäre eine Versorgung auf
Grundlage des Lebenseinkommens

19



verfassungswidrig. Die Versorgung
muss auch die Entwicklung der all-
gemeinen Lebensstandards berück-
sichtigen.)

l Die Alimentation ist unabhängig
davon zu leisten, ob und inwie-
weit der/die Versorgungsemp-
fänger/in in der Lage ist, seinen
Unterhalt aus eigenen Mitteln zu
gestalten (ständige Rechtspre-
chung des BVerfG).

l Abstandsgebot (u.a. BVerfGE 11,
203).

Anpassung an die allgemeine
Einkommensentwicklung

In der öffentlichen wie auch in der
nichtöffentlichen Debatte ist die sog.
Bifunktionalität der Versorgung
stärker herauszustellen, d.h. dass
die Beamtenversorgung die Funkti-
on Regelsicherung und Zusatzsi-
cherung kombiniert, welche bei Ar-
beitnehmer/innen aus den beiden
Säulen gesetzliche Rente (1. Säule
der Altersvorsorge) und betriebliche
Altersvorsorge (2. Säule) besteht .

Die Unterhaltspflicht des Staates
beinhaltet auch die Pflicht zur fort-
laufenden Anpassung (Erhöhung)
der Versorgungsbezüge an die all-

gemeine Einkommens- / und Le-
benshaltungskostenentwicklung.
Vergleichsmaßstab kann nicht (nur)
die Entwicklung der gesetzlichen
Renten sein, weil die gesetzliche
Rente nur die erste Säule der Alters-
vorsorge der Rentner/innen abbil-
det. Die zwischen der gesetzlichen
Rentenversicherung und der Beam-
tenversorgung bestehenden struk-
turellen Unterschiede sind bei ei-
nem Vergleich dieser Systeme zu
berücksichtigen.Besoldung und
Versorgung bilden eine Einheit. Die
in den letzten Jahren vielfach hinter
der Tarif- und Lebenshaltungskos-
tenentwicklung zurückbleibenden
Besoldungsanpassungen sowie
strukturelle Maßnahmen bei der Be-
soldung (z.B. ein verlangsamter An-
stieg in den Stufen/Erfahrungsstu-
fen) entfalten stets auch eine
nachteilige „Fernwirkung“ auf die
Entwicklung bzw. auf die Höhe
künftiger Versorgungsbezüge. Die
Ausstrahlungswirkung der Besol-
dung in Bezug auf die Versorgung
wird dann aber weiter verschärft
durch Einschnitte in den Bestand
des Versorgungsbereichs, so z.B.
durch die Absenkung des Höchst-
versorgungsniveaus auf 71,75 v.H.
durch die Einführung der „Ries-

ter-Treppe“, die Veränderung bei
den auf Dienstjahre bezogenen
Steigerungssätzen u.ä. Insofern ist
jedes Versäumnis des Dienstherrn in
punkto Besoldung zugleich auch als
ein (wenn auch erst zeitversetzt wirk-
sam werdendes) Versäumnis in
punkto Versorgung aufzufassen und
zu bekämpfen.

Da

l Besoldung und Versorgung eine
Einheit bilden,

l die Bestimmungen zur Zulagen-
gewährung Teil des Besoldungs-
rechts sind

und

l bestimmte Zulagen amtsprä-
gend sind,

ergibt sich für die Polizeibe-
amt/innen als zwingende Konse-
quenz, dass die amtsbezogene Poli-
zeizulage ruhegehaltsfähig sein
muss. Zeitpunkt und Umfang der
Versorgung der Polizeibeamt/innen
müssen außerdem dem Umstand
Rechnung tragen, dass der Polizei-
beruf in steigendem Lebensalter
nicht mehr voll ausgeübt werden
kann. GdP/nw

Bürger für Polizei – Polizei für Bürger
Gerechtigkeit braucht Solidarität

Es gibt zahlreiche Aussagen über
das Verhältnis zwischen Bürgern
und Polizei. Der bekannteste ist
wohl „Die Polizei – Dein Freund und
Helfer“. Es gibt aber auch den
Spruch der Gewerkschaft der Polizei
(GdP): „Polizei – Dein Partner“. Er ist
das Motto für die Präventionsarbeit
der GdP. Ein anderer Spruch lautet
„Polizei – auch Mensch“. Er appel-
liert an die Solidarität der Bevölke-
rung mit ihrer Polizei, weil er aus-
sagt, dass sich hinter der Uniform
auch immer ein Mensch verbirgt,
mit all seinen Fehlern und Schwä-
chen aber auch mit all seinem Wis-
sen und seiner Stärke. Es gibt auch
noch die Frage der GdP: „Wer
schützt die, die den Staat (die Bevöl-
kerung) schützen“? Eine Lösung
wäre ein weiterer Spruch: „Gewerk-
schaften sind das Stärkste, was die
Schwachen haben“. Das heißt nicht
unbedingt, dass die Polizei als Or-
ganisation schwach ist, das heißt

eher, dass die GdP im Ernstfall zu
ihren Kolleginnen und Kollegen
steht, wenn sie in einer Notlage
sind. Der einzelne Polizeibeamte
kann „schwach“ sein, wenn er über-
fordert wird, zum Beispiel bei einer
gewalttätigen Demonstration oder
bei einem Familienstreit im täg-
lich/nächtlichen Streifendienst.

Polizei braucht Unterstützung
Hinter all diesen Aussagen steckt

aber auch ein wenig der Ruf nach

Hilfe, nach Solidarität. Solidarität
der Bevölkerung, das ist es, was die
Polizei benötigt. Die Polizei versucht
immer, sich an Recht und Gesetz zu
halten, auch wenn das manche
Menschen nicht verstehen. Man
muss der Polizei dann aber auch
Gerechtigkeit widerfahren lassen,
man muss zu ihr stehen, wenn sie
„angegriffen“ wird. Angreifen heißt
dabei nicht nur körperlich, sondern
auch medial, in Presse, Funk und
Fernsehen. Zu der Polizei stehen
müssen die Bürgerinnen und Bür-
ger, die Menschen, die die Polizei zu
schützen versucht, denen sie in einer
Notlage helfen will, manchmal
auch helfen muss. Nur wenn die Po-
lizei Rückhalt hat in der Bevölke-
rung, kann sie ihre Aufgaben in ei-
nem demokratischen Staat auch
ordnungsgemäß ausüben. Es geht
hier nicht um Rückhalt bei Fehlver-
halten der Polizei, es geht um ge-
setzliches Handeln.

Für Politiker gibt es mehr Geld, Polizist/innen
werden dafür ausgequetscht.
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Die Polizei ist für die Bürger da
und sie erwartet, dass die Bürger
auch für die Polizei da sind. Das gibt
ihr Stärke.

Prävention hilft beiden Seiten
Der Ruf der Polizei in der Bevölke-

rung ist gut. 78 Prozent sind mit der
Polizei zufrieden. Damit steht sie,
gemeinsam mit der Feuerwehr,
Krankenschwestern, Ärzten, Apo-
thekern und Piloten an der Spitze
der Beliebtheitsskala. Es darf dabei
nicht wundern, dass Politiker mit 9
Prozent am Ende dieser Skala zu fin-
den sind. Diese Befragung zeigt,
dass die Bürger mit ihrer Polizei soli-
darisch sind. Diese Solidarität
braucht die Polizei bei ihren nicht
immer leichten Aufgaben ganz
dringend. Die Polizei ist Teil der Be-
völkerung, sie will es sein und sie
muss es sein. Nur durch das gute
Verhältnis zwischen Bürger und Poli-
zei ist auch im täglichen Dienst ein
gutes Arbeiten möglich. Die Polizei
ist in vielen Fällen auf die Unterstüt-
zung der Bevölkerung angewiesen,
sei es als Zeuge oder auch als „Mit-
arbeiter“ im Falle einer Straftat. Zur
Aufklärung von Straftaten, zum Bei-
spiel bei Einbrüchen, sind die Wahr-
nehmungen von Zeugen ebenso
wichtig wie die Eindrücke, die ein
Geschädigter gewonnen hat. Na-
türlich kann man Wohnungseinbrü-
che durch bessere Sicherungen an
Fenstern und Türen verhindern oder
zumindest erschweren. Dazu dient
die „Kriminalpolizeiliche Präventi-
on“. Sehr gut ist aber auch die Ein-
richtung „Wachsamer Nachbar“.
Diese Menschen passen in ihrem
Wohnviertel auf, wenn etwas Auffäl-
liges geschieht. Sie haben ein Auge
auf das Anwesen der Nachbarn,
etwa wenn diese in Urlaub gefahren
sind. Das ist Solidarität gegenüber
den Mitbürgern aber auch gegen-
über der Polizei. „Wachsame Nach-

barn“ sind meist recht gute Zeugen.
Sie informieren auch die Polizei auf
dem schnellsten Weg und verhin-
dern so vorgesehene Straftaten
oder helfen bei der Aufklärung.

Vor Trickbetrügern schützen
Das gilt auch für andere Berei-

che, in denen Ganoven tätig sind.
Die arbeiten mit allen Tricks, täu-
schen, betrügen, stehlen. Sie haben
es oft auf arglose ältere Menschen
abgesehen. Auch hier versucht die
Polizei mit ihrer Aufklärungsarbeit
Menschen zu informieren, versucht
aufzuklären und Straftaten zu ver-
hindern. Vor allem in den Zeitungen
gibt es immer wieder Informationen
über den „Enkeltrick“ mit dem älte-
ren Menschen das Geld aus der Ta-
sche gezogen werden soll weil an
das Mitleid der Menschen appelliert
wird. Auch beim an sich harmlosen
Geldwechsel kommt es immer wie-
der zu Tricksereien mit denen Men-
schen um ihr Geld gebracht wer-
den. Die Polizei kann in all diesen
Fällen nur aufklären, selten im Vor-
feld Straftaten verhindern. Beherzte
Mitbürger aber können das durch
tatkräftiges Einschreiten oder durch
einen schnellen Anruf bei der Poli-
zei. Auch hier bewahrheitet sich,
dass Bürger für die Polizei ebenso
da sind wie die Polizei für die Bürger.

Im Kindergarten anfangen
Schon in Kindergärten beginnt

die Aufklärungsarbeit der Polizei.
Prävention betreibt die Polizei auch
mit ihrer Jugendverkehrsschule. Da
wird den Grundschülern das richti-
ge Verhalten im Verkehr beige-
bracht. Sie können dort ihren Fahr-
radführerschein machen. Das hilft
zum einen, den Schulweg sicherer
zu machen, verhindert zum ande-
ren unter Umständen aber auch
Verkehrsunfälle mit Kindern. Polizei
geht auch in Realschulen und Gym-

nasien, betreibt Aufklärungsarbeit,
informiert über die Gefahren des Al-
kohols und von Drogen. Sie ver-
sucht durch Aufklärung, junge Leute
davon abzuhalten, auf die schiefe
Bahn zu gelangen. Alkohol und
Drogen sind oft genug der Einstieg
in Straftaten, führen zu Gewalt ge-
gen Gleichaltrige aber auch gegen
andere scheinbar hilflose Men-
schen. Mit dieser Art Prävention ver-
sucht die Polizei auch, die Bürger zu
schützen. Es gibt im täglichen Leben
zahlreiche Konfliktfälle wo die Poli-
zei den Kopf hinhalten muss, wenn
der eigentlich Zuständige aus der
Verwaltung nicht zu greifen ist, vor
allem nachts und an Sonn- und Fei-
ertagen. Auch hier bewährt sich die
Hilfe von Bürgerinnen und Bürgern,
die die Polizei im Einzelfall unterstüt-
zen.

Polizeidienst nicht immer leicht
Der Dienst bei der Polizei ist ab-

wechslungsreich. Er macht auch
Spaß, trotz all dem Stress, dem Poli-
zistinnen und Polizisten im Dienst
„rund um die Uhr“ ausgesetzt sind.
Der Dienst ist oft belastend, nicht
nur durch die zahlreichen Sonder-
einsätze bei besonderen Veranstal-
tungen. Das berühmte „lange Wo-
chenende“ ist kaum möglich. Die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf
ist schwierig, der Kontakt zu Be-
kannten nicht immer einfach. Die
Möglichkeiten, am gesellschaftli-
chen Leben teilzuhaben, Theater,
Vereine, sind eingeschränkt. Der Ar-
beitsdruck ist in den vergangenen
Jahren gewachsen. Dazu kommt
eine verlängerte Wochenarbeitszeit
von 42 Stunden, die vor allem den
Schichtdienst trifft. Dazu kommt,
dass Personal eingespart wird, dass
Dienststellen aufgelöst werden.
Dazu kommen Reformen, die nicht
das bringen, was eine Reform ver-
spricht, nämlich eine Verbesserung
der Arbeitsbedingungen. Das wirkt

Dieses Plakat spricht für sich.

Für Banken hat der Staat Geld, der öffentliche
Dienst fällt ins Leere.

Weniger Polizisten, mehr Halunken
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sich, trotz der guten Arbeit, die die
Polizei nach wie vor leistet, auch auf
den Schutz der Bevölkerung aus.
Überlastung ist im Grunde keine
Motivation, sich im Dienst vermehrt
zu engagieren. Betrachtet man die
Tatsache, dass die Personalräte in
Hessen, anders wie die Betriebsräte
in der Industrie, kaum eine Möglich-
keit haben, tatsächlich über Arbeits-
abläufe und alles was damit zusam-
men hängt mitzubestimmen, dann
zeigt das eine gewisse Hilflosigkeit.
Hier könnte man auch noch anfüh-
ren, dass Polizistinnen und Polizis-
ten als Beamte zwar einen sicheren
Job haben, dass sie aber für ihre Ar-
beitsplätze nicht streiken dürfen. Sie
sind Bittsteller bei der Landesregie-
rung. Sie können sich zwar in einer
Gewerkschaft zusammenschließen,
die meisten in der GdP, doch auch
der Gewerkschaft der Polizei sind
die Hände gebunden.

Oft kann sie nur durch gezielte
Aktion die Öffentlichkeit auf Miss-
stände aufmerksam machen, kann
so Politiker unter Druck setzen und
hin und wieder auch Erfolge erzie-
len. Auch hier ist die Polizei auf die
Solidarität der Bevölkerung ange-
wiesen. Durch öffentlichen Druck,
sprich Solidarität, können die Bür-
ger ihre Polizei unterstützen.
Schließlich ist die Polizei Teil der Be-
völkerung.

Gewalt gegen Polizei
Bliebe noch ein weiteres Kapital

zu erwähnen, das Thema Gewalt.
Es geht um Gewalt gegen Sachen
und gegen Menschen. Da werden
bei Demonstrationen Scheiben von
Banken und Geschäften einge-
schlagen, da werden Brände ge-
legt, werden Molotow-Cocktails ge-
worfen, Steine und Feuerwerks-
körper.

Da werden bei Einsätzen nicht
nur Polizistinnen und Polizisten an-
gegriffen, da greifen diese Rabau-
ken auch Mitarbeiter des Roten
Kreuzes an oder Feuerwehrleute,
die Brände löschen wollen, um grö-
ßeren Schaden zu verhindern. Da
gibt es viele Verletzte. Die Polizei hat
seit dem Kriegsende zahlreiche Tote
zu beklagen die nicht nur bei Groß-
einsätzen ums Leben gekommen
sind. Es gibt die Anti-Atom-Demos,
die Demos von Occupy und Attac,

es gibt die Ostermärsche, Demos
am 1. Mai und auch die Aufzüge der
unbelehrbaren Neo-Nazis, bei de-
nen es oft Gegendemonstrationen
gutwilliger Bürger gibt, Mitglieder
von Gewerkschaften, Parteien, Kir-
chen und anderen gesellschaftli-
chen Organisationen.

Da kommt es zu Auseinanderset-
zungen mit beiden Gruppierungen,
weil die Polizei genehmigte Demos
der Neo-Nazis ebenso schützen
muss wie die Bürger, die gegen die-
se Rechten demonstrieren. Da gibt
es aber auch immer wieder den
„Schwarzen Block“, Vermummte,
die nichts anders im Sinn haben als
Randale. Sie sind gewalttätig gegen
Personen und Sachen, nehmen so-
gar den Tod von Menschen in Kauf.
Auch radikal-islamische Salafisten
haben in der jüngsten Vergangen-
heit Polizisten angegriffen und ver-
letzt.

Opfer ist in solchen Fällen fast
immer die Polizei, die ihren gesetzli-
chen Auftrag erfüllt.

Polizei mehr als nur Prellbock
Die politisch motivierte Gewalt

von links und rechts, von religiösen
Fanatikern und Extremisten aller Art
hat in den vergangenen Jahren zu-
genommen. Immer wieder ist die
Polizei dabei der Prellbock.

Sie muss den Kopf hinhalten für
diesen Staat, für die Politiker, die hin
und wieder Gesetze machen, die
kaum zu verstehen sind. Sie muss
diese Verantwortlichen für unsere
Gesellschaft schützen. Da hilft es

auch nicht, dass Politiker in Sonn-
tagsreden die Polizei loben und
härtere Strafen fordern.

Ein weiteres Beispiel ihrer Unfä-
higkeit ist die Gewalt in Fußballsta-
dien, wie man sie in jüngster Zeit
wieder im Fernsehen beobachten
konnte. Da muss die Polizei mit hun-
derten Polizisten ran, muss Über-
stunden machen bei Sondereinsät-
zen für Millionäre: Bezahlt wird das
alles vom Steuerzahler.

Auch Polizisten sind Steuerzahler.
Da nimmt der Deutsche Fußball-
bund Millionen ein, da verdienen
(oder bekommen) Fußballer hun-
derttausende von Euros und der
Steuerzahler muss bluten für Veran-
staltungen, die zwar viele Menschen
interessieren, von denen die meis-
ten aber kein Verständnis haben für
die Gewalt, die von sogenannten
„Ultras“ ausgeübt wird. Das schlim-
me daran ist, dass diese Leute sich
auch noch Fans nennen dürfen. Da
stellt sich doch die Frage, ob die ver-
antwortlichen des Fußballs nicht
mehr tun können, diese Gewalt zu
verhindern oder wenigstens die Kos-
ten für die Polizeieinsätze zu tragen.

Polizei kann sich nur wehren
durch den Druck der Öffentlichkeit,
durch das Verständnis, das die Bür-
gerinnen und Bürger aufbringen für
ihre Polizei. Deshalb:

Bürger für Polizei – Polizei für
Bürger – Gerechtigkeit braucht
Solidarität.

Norbert Weinbach

Wenn der öffentliche Dienst für seine Rechte demonstriert, ist die Polizei auch dabei.
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Gleicher Urlaubsanspruch
Beamte und Angestellte finanziell gleichgestellt

Nach der Rechtsprechung des
EuGH (Urteil vom 3. Mai 2012, Az.
C337/10) wurde nunmehr die Un-
gleichbehandlung bei der finanziel-
len Abgeltung von Urlaubstagen
zwischen Angestellten und Beamten
beseitigt. In der Rechtssache ging es
um die finanzielle Abgeltung von
Urlaub, den ein Beamter oder eine
Beamtin wegen einer Erkrankung
vor der Pensionierung nicht mehr in
Anspruch nehmen kann. Ein Feuer-
wehrbeamter aus Frankfurt strengte
das Verfahren beim Verwaltungsge-
richt Frankfurt an, da er aufgrund
einer Krankheit seinen Urlaub vor
der Pensionierung nicht mehr neh-
men konnte. Er begehrte dafür ei-
nen finanziellen Ausgleich. Das VG
Frankfurt lehnte dies ab.

Der EuGH hob die Entscheidung
des VG Frankfurt auf und bezog sich

alleine auf die Arbeitszeitrichtlinie
der EU (Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie
2003/88/EG), die keinen Unter-
schied zwischen Angestellten und
Beamten macht. Das Land Hessen
kann lediglich den Maximalan-
spruch auf vier Wochen begrenzen.
Dies ist ein weiter Erfolg für unsere
Beschäftigten, nachdem der EuGH
bereits im Jahr 2009 entschieden
hatte, dass Urlaub, der wegen einer
Erkrankung nicht genommen wer-
den kann, nicht verfällt.

Aufgrund der Entscheidung des
EuGH hat die GdP im Juni den In-
nenminister angeschrieben und ge-
beten, bereits vorliegende Anträge
ruhend zu stellen bzw. auf die Einre-
de der Verjährung zu verzichten.
Der Minister hat geantwortet, dass
er verfügt hat, einschlägige An-
trags- und Gerichtsverfahren ru-

hend zu stellen. Ob jedoch auf die
Einrede der Verjährung verzichtet
wird, soll noch bis zum Jahresende
geprüft werden, es besteht schließ-
lich noch ausreichend Zeit.

Damit jedoch Ansprüche nicht
verjähren oder verfallen, ruft die
GdP dazu auf, entsprechende An-
träge auf finanzielle Vergütung der
nicht genommenen Urlaubstage bei
den jeweiligen Behörden zu stellen.
Betroffen sind alle, die in den ver-
gangenen Jahren, bis 2010, aus ei-
ner Krankheit in den Ruhestand ver-
setzt wurden, oder nun damit
rechnen müssen.

Auf der Homepage der GdP Hes-
sen steht ein Musterantrag, den alle
Betroffenen verwenden können
(www.gdp.de/hessen - Infothek- In-
fos-Downloads). Peter Wittig

Die Hessische Polizeistiftung
Der Erfolg polizeilicher Arbeit

stellt sich immer nur dann ein, wenn
ein partnerschaftliches Verhältnis zu
den Bürger/innen unseres Landes
besteht. Die hessische Polizei ist bür-
gernah und bürgerfreundlich. Das
beweisen die Polizeibeschäftigten
Tag und Nacht im Rahmen ihrer
Dienstverrichtung. Gerade die hes-
senweiten durchgeführten „Tage der
offenen Türen“ in den Polizeipräsi-
dien und der immense Zuspruch
durch die Bevölkerung bestätigen
eindrucksvoll das gute Verhältnis
zwischen Gesellschaft und Polizei.
Als Sicherheitsinstitution genießt die
Polizei ein hohes Maß an Vertrauen
und die Mehrzahl der Bürger/innen
in unserem Land lehnt Gewalt ge-
gen Polizeibeschäftigte ab. Weit
mehr Vertrauen wird in die Arbeit
der Polizei gesetzt als in die der Poli-
tiker. Zum Selbstverständnis des Po-
lizeiberufes gehört es jedoch, dass
sich Polizist/innen in Gefahr bege-
ben müssen. Häufig müssen wir in
der medialen Berichterstattung zur
Kenntnis nehmen, dass die Arbeit
der Polizei mit dem Einsatz von Leib
und Leben verbunden ist. Nicht sel-
ten werden bei besonders schweren
Einsätzen unsere Polizeibeschäftig-

ten schwer verletzt oder gar getötet.
Dabei ist festzustellen, dass nach
der vielleicht spektakulären Bericht-
erstattung das Ereignis schnell in
Vergessenheit gerät. Im Bewusst-
sein der schnelllebigen medialen
Welt sind täglich wechselnde
Schlagzeilen gegenwärtig.

Polizeistiftung hilft
Viele Polizeibeschäftigte haben

sich sicherlich schon oft gefragt:

Was geschieht, wenn mir etwas zu-
stößt, mit meiner Familie? Unserem
Dienstherrn ist dabei häufig eine
enge Grenze gesetzt, auch wenn die
Versorgungsregelungen in den ver-
gangenen Jahren nicht verschlech-
tert wurden.

In diesen Fällen dann zu helfen,
Betroffene und Angehörige nicht im
Stich zu lassen, hat sich die Polizei-
stiftung zur Aufgabe gemacht. Die-
jenigen Beschäftigten, die in ihrem
Dienst für die Allgemeinheit Scha-
den erlitten haben, haben Solidari-
tät verdient. Die Polizeistiftung be-
treut oft über Jahre hinweg die
betroffenen Kolleg/innen sowie de-
ren Familien und Angehörige.

Im Vorstand der Polizeistiftung
sind folgende Mitglieder vertreten:
der Landespolizeipräsident, der
Vorsitzende des Hauptpersonalrates
der hessischen Polizei sowie ein wei-
teres Mitglied des Hauptpersonalra-
tes. Darüber hinaus werden wir
durch unsere Geschäftsführerin, Sil-
ke Wendling, unterstützt. Die Polizei-
stiftung ist eine Stiftung des bürgerli-
chen Rechts, sie ist mildtätig und
gemeinnützig im Sinne der Abga-
benordnung.

Jens Mohrherr, Vorsitzender der Hessischen
Polizeistiftung.  nw
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Beispiele unserer Unterstützun-
gen sind:
l Gewährung von Sonderurlau-

ben an im Dienst Schwerverletzte
zur schnelleren Regeneration.

l Finanzielle Unterstützung von
Angehörigen getöteter Polizeibe-
schäftigter bei Eintritt von wirt-
schaftlichen Notlagen, die zum
Teil Existenz bedrohend sein kön-
nen.

l Einmalige Weihnachtsunterstüt-
zung von ehemaligen Polizeibe-
schäftigten, deren Ruhestands-

bezüge unter dem Sozialhilfesatz
liegen.

Ihre Mittel erhält die Hessische
Polizeistiftung u.a. auch durch
Spenden aus der Bevölkerung, von
Institutionen sowie der freien Wirt-
schaft. Des Weiteren fließen ihr
Bußgelder aus Strafverfahren zu.
Darüber hinaus kann auch eine
Fördermitgliedschaft eine wirksame
Unterstützungsleistung sein, um
speziell Langzeitfälle noch besser
betreuen zu können. Hiervon in der
zurückliegenden Zeit einige Kol-

leg/innen davon Gebrauch ge-
macht und sind Fördermitglieder
geworden. Wir würden uns aber
über jedes weitere Fördermitglied
freuen. Als Vorsitzender der Polizei-
stiftung bedanke ich mich bei allen
Fördermitgliedern und Gönnern für
ihre Spendenbereitschaft. Gerne
stehen wir für weitere Auskünfte un-
ter folgender Anschrift zur Verfü-
gung: Hessische Polizeistiftung,
Friedrich Ebert Allee 12, 65189
Wiesbaden, Tel.: 0611 – 353 1773.
Jm

Schlüssel verloren – GdP hilft
„Es gibt nichts, was es nicht gibt“,

sagt ein altes Sprichwort. Wahr-
scheinlich stimmt das nicht so ganz.
Es gibt aber Dinge, die es gibt, die
man aber nicht kennt. Dazu gehört
auch die Frage: „Was mache ich,
wenn ich meinen Schlüssel verloren
habe“? Da hat die GdP eine relativ
einfache und kostengünstige Lö-
sung. Man bestellt sich bei der OSG
(Organisations- und Servicegesell-
schaft der GdP, Forststraße 3,
40721 Hilden) für wenig Geld einen
Schlüsselanhänger.

Darauf ist auf der Vorderseite der
GdP-Stern abgebildet und auf der
Rückseite steht die Adresse des Bun-
desvorstands der GdP in Hilden.
Dazu kommt eine individuelle Se-

riennummer und der Zusatz: Bitte in
den nächsten Postbriefkasten wer-
fen. Danke.

Wird der Schlüssel mit Anhänger
gefunden und von dem Finder in ei-
nen Briefkasten geworfen, dann
schickt ihn die Post auf Kosten der
GdP nach Hilden. Dort wird die
Nummer des Schlüsselanhängers
identifiziert und der Kollege, die Kol-
legin erhält seinen/ihren Schlüssel
wieder zugesandt.

Wichtig ist, dass man den ersten
Schritt tut und sich so einen Schlüs-
selanhänger besorgt. Nw

Mit dem Schlüsselanhänger der GdP kann
man seinen verlorenen Schlüssel wieder zu-
rückbekommen. nw

Die Weisheit der Dakota-Indianer
Du kennst die Weisheit der Dako-

ta-Indianer nicht? Wirklich nicht?

„Wenn Du entdeckst, dass Du
ein totes Pferd reitest, steig ab“!

So schlicht lautet die alte Weisheit
der Dakota Indianer. Doch im wirk-
lichen Leben laufen wir, zum Bei-
spiel durch den gewohnten Trott,
immer wieder Gefahr wie folgt zu
reagieren:

Es wird eine andere Peitsche be-
sorgt.

Ein Arbeitskreis wird gegründet,
um das Pferd zu analysieren.

Unterschiedliche tote Pferde wer-
den verglichen.

Eine Task Force wird ins Leben
gerufene, um das tote Pferd wieder-
zubeleben.

Die Mitstreiterinnen und Mitstrei-
ter erhalten Trainingseinheiten, um
auf toten Pferden besser reiten zu
lernen.

Der Reiter/die Reiterin wird ge-
wechselt.

Eine Beratungsfirma wird enga-
giert, um das Reiten toter Pferde zu
optimieren.

Eine Studie untersucht, ob es
nicht billigere Berater/innen gibt.

Die Kriterien werden geändert,
die festlegen, wann ein Pferd tot ist.

Es wird behauptet „so wurde das
Pferd schon immer geritten“.

Es werden zusätzliche Mittel lo-
cker gemacht, um die Leistung des
Pferdes zu erhöhen.

Mehrere tote Pferde werden zu-
sammen gespannt, um mehr Lei-
stung zu erzielen.

Die Leistungsbedingungen für
tote Pferde werden überarbeitet.

Die Qualitätsstandards für den
Beritt toter Pferde werden erhöht.

Es wird erklärt, dass das eigene
Pferd tot „besser, schneller und billi-
ger“ ist.

Es gibt sicher viele weitere Metho-
den, tote Pferde zu reiten. Es gibt
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aber auch viele Kolleg/innen in der
GdP, die die Weisheit der Dako-
ta-Indianer beherzigen. Diese
Weisheit ist sicher auch auf andere
Gebiete anzuwenden, da es für alle

Probleme zahlreiche Lösungsmög-
lichkeiten gibt aber noch viel mehr
gut Ratschläge (Ausreden), die im
Regelfall nichts nützen. Unsere Poli-
tiker beherrschen dieses Spiel sehr

gut. Die Frage bleibt, wann sie die
Wahrheit erkennen und von dem
„toten Pferd“ absteigen. nwspd

Respekt vor der Polizei geht verloren
GdP fordert einen eigenen Paragraphen zum Schutz der Polizei

„Gewalt gegen Polizei“, ein The-
ma mit besorgniserregender Ent-
wicklung, das uns täglich in den Me-
dien begegnet. Jeder kann auf
seine berufliche Laufbahn zurück
blicken und selbst von vielen Einsät-
zen berichten, die auch nachhaltig
hängen geblieben sind und auch
heute noch Wirkung zeigen. Es sind
diese Einsätze im Rahmen des tägli-
chen Dienstes oder bei geschlosse-
nen Einsätzen, bei denen es zu kör-
perlichen Konfrontationen mit dem
polizeilichen Gegenüber kam. Viele
Kolleg/innen haben Verletzungen
davon getragen und kämpfen heute
noch mit Erinnerungen und auch
Nachwirkungen.

Hier ein Blick auf die Statistik: An-
griffe auf Polizeibeschäftigte im Jahr
2010: 1418, im Jahr 2011: 1782.
Das ist eine Zunahme von 25,7 Pro-
zent. Festgestellte Tatverdächtige:
1025, davon unter Einfluss von Al-
kohol/Drogen: 77 Prozent.

Respekt vor der Polizei geht
verloren

In dem rückblickenden Vergleich
von früher zu heute ist festzustellen,
dass sich Dinge verändert haben in
unserer Gesellschaft, die sich in
eine bedenkenswerte und äußerst
gefährliche Richtung bewegen. Es
hat sich nicht nur die Anzahl der Wi-
derstände bei Vollstreckungsmaß-
nahmen oder der Durchsetzung von
polizeilichen Maßnahmen im Ein-
satz erhöht. Vielmehr ist es so, dass
der Respekt vor den Menschen, die
für die Sicherheit im Lande sorgen,
nahezu den Boden verloren hat. “Es
geht nicht so weiter - wir verlieren
die Straße”. Dies waren die Worte
vor vielen Wochen, die aufhorchen
ließen. Kolleg/innen des Innenstad-
treviers in Wiesbaden hatten selbst
um Hilfe gerufen. Sie konnten dem
täglichen Umgang eben auf dieser
Straße nicht mehr Herr werden. Es
war ein Hilferuf von Polizist/innen,
die ihrer Aufgabe gerecht werden

möchten, aber dazu gerade perso-
nell nicht mehr in der Lage sind.

Wenn sich potentielle gewaltbe-
reite Chaoten nun auch noch orga-
nisieren und mit der Polizei “spie-
len”, wenn sie unsere Einsatzkräfte
an abgelegene Orte rufen, um sie
dort gezielt anzugreifen, wenn Kol-
leg/innen mit Chemikalien ange-
griffen und, am Boden liegend,
noch mit Tritten traktiert werden,
dann ist Schluss mit lustig. Die Situa-
tion in Wiesbaden wurde durch
sinnvolle Maßnahmen beruhigt, die
Rahmen wurden neu gesteckt und
es hat auch Wirkung gezeigt. Aber,
wir sind personell nicht in der Lage,
dies flächendeckend zu gewährleis-
ten. Hier ist die politische Unterstüt-
zung dringend gefordert.

Wie hat der Gesetzgeber rea-
giert?

Auch die nun in Teilen durch den
Innenminister veröffentlichte Statis-
tik “Angriffe auf Polizeibeschäftigte
für das Jahr 2011" zeigt wiederum
den dringenden Handlungsbedarf.
Eine Steigerung der Angriffe um
25,7% in Hessen innerhalb eines
Jahres spricht bereits Bände und

untermauert die Forderung nach
Maßnahmen von politischer Seite.
Seit Jahren fordert die GdP die Ein-
führung einer eigenständigen Straf-
rechtsnorm, § 115 StGB - ”Tätlicher
Angriff auf Vollstreckungsbeamte".
Mit viel Druck und hinterlegt mit
ständig steigenden Fällen von Ge-
walt gegen Polizeibeschäftigte wur-
de die Bundespolitik aufgefordert,
ein Gesetzgebungsverfahren zu in-
itiieren.

Ich kürze es ab, die Justizministe-
rin und der Innenminister haben
sich auf eine “Heraufsetzung des
Strafrahmens” im § 113 StGB ver-
ständigt. Das reicht bei Weitem nicht
aus. Sind denn die politisch Verant-
wortlichen nicht in der Lage, das zu
bewerten, was auch sie täglich aus
den Medien und den polizeilichen
Statistiken erfahren?

Scheinbar nicht, auch bei den
Auseinandersetzungen um die Vor-
ratsdatenspeicherung zeigt sich,
dass interne politische Machtkämp-
fe stattfinden, anstatt sich an der Sa-
che zu orientieren.

Eigener Strafparagraph bei Angriffen gegen Polizist/innen. gdp
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Unvermittelte und hinterhältige
Angriffe bedürfen eines beson-
deren Gesetzes

Warum soll denn eigentlich eine
eigenständige Norm die Polizist/in-
nen besser schützen, als die bereits
bestehende Strafbarkeit bei Wider-
standshandlungen? Sicher können
alle Kolleg/innen bestätigen, dass
sich der eingangs genannte Respekt
mit den Jahren verändert hat, und
zwar zum Negativen. War es vor
vielen Jahren nahezu ein absolutes
„No-Go“, einen Polizisten ohne
Grund anzupöbeln, zu bespucken
oder gar körperlich zu attackieren,
hat sich hier etwas im Umgang mit
den Beschützern des Staates verän-
dert. Gerade die Angriffe, die un-
vermittelt und nicht vorhersehbar
stattfinden, erzeugen ein hohes Risi-
ko von schweren Verletzungen. Die
Angriffe, von denen man fast täg-
lich lesen kann bzw. muss, sind
durch den Schutz des § 113 STGB
nicht abgedeckt. Dieser setzt näm-
lich genau diese Vollstreckungs-
handlung voraus. Findet diese nicht
statt und der Angriff geschieht aus
heiterem Himmel, so kann man der
Auffassung sein, dass es ja Normen
wie die der Körperverletzungsdelik-
te gibt, die auch einem Polizisten als
Opfer nützen.

Ja, das ist richtig, es gibt sie. Aber
ist es nicht die Aufgabe des Staates,
dafür zu sorgen, dass diese Men-
schen, die für die Sicherheit immer
öfter Ziele von Gewaltchaoten sind,
einen besonderen Schutz des Staa-
tes erfahren? An dieser Stelle sei da-
ran erinnert, dass man für Verfeh-
lungen von Polizist/innen ja auch
eigene Normen geschaffen hat. Ich
spreche von allen Amtsdelikten, die
für Beamt/innen eine höhere Be-

strafung vorsehen, als für den Rest
der Welt. Hier wird mit zweierlei
Maß gemessen. Dass muss aufhö-
ren.

Innenminister Rhein startet
neuen Anlauf über die IMK

Unser Minister hat in den vergan-
genen Wochen angekündigt, dass
er über den Arbeitskreis Innere Si-
cherheit (AK II) und die Innenminis-
terkonferenz (IMK) einen neuen An-
lauf starten möchte, um die von der
GdP geforderte Einführung eines §
115 StGB in den Bundestag einzu-
bringen. Die GdP wird ihn mit allen
Mitteln unterstützen, damit dieser
ausufernden Gewalt endlich Einhalt
geboten wird. Wenn man die Be-
schäftigten höher bestraft, wenn sie
selbst Täter sind, dann dürfen sie
auch erwarten, dass man sie beson-
ders schützt, wenn sie selbst Opfer
werden. Nur durch gesetzgeberi-
sche Maßnahmen begeben wir uns
auf den richtigen Weg, denn: Wir
dürfen die Straße nicht verlieren.

Herr Minister Rhein, vielen Dank
für die Unterstützung unseres Be-
gehrens, verbunden mit viel Glück
bei ihren Bemühungen.

Peter Wittig

Keine Gewalt gegen Polizei – eine Kampagne
der GdP. gdp

Zwei Fahrzeuge mit einem Kennzeichen
Vorsicht bei Rabatten von Versicherungen

Seit dem 1. Juli können in
Deutschland zwei Fahrzeuge wech-
selweise mit nur einem Kennzeichen
gefahren werden. Der Gesetzgeber
will mit dieser Neuerung die Flexibi-
lität von Kfz-/Motorradbesitzern er-
höhen.

Allerdings dürfen höchstens zwei
Fahrzeuge derselben
EU-Fahrzeugklasse sich ein Kfz tei-
len. Eine Kombination Kfz/Motor-

rad ist nicht möglich. Flexibel sind
die Kfz-Halter mit der neuen Lösung
allerdings nicht, da sie zwar für zwei
Fahrzeuge ein Kennzeichen benut-
zen dürfen aber für beide Fahrzeu-
ge wie bisher auch die Steuer be-
zahlen müssen.

Vorsichtig sollte man auch sein,
wenn jetzt Kfz-Versicherer mit hohen
Rabatten locken. Die eine oder an-
dere Versicherung gewährt zwar

„höhere“ Rabatte, dafür ist unter
Umständen aber die Versicherung
billiger, die weniger hohe Rabatte
verspricht, weil sie generell billiger
ist als die, die jetzt mit hohen Rabat-
ten locken.

Ein Blick ins Internet (Onli-
ne-Vergleichsportale) kann da sehr
hilfreich sein, um die Tarife zu ver-
gleichen. nw

Neuerungen bei der Hauptuntersuchung
Der Gesetzgeber hat mit der 47.

Änderungsverordnung zur StVZO
die amtliche Hauptuntersuchung
(HU) reformiert. Dabei geht es vor
allem um die Vorführung von Kraft-
fahrzeugen beim Technischen
Überwachungsamt (TÜA). Ab 1. Juli
2012 gelten folgende Regeln:

Wird die Frist zur Vorführung ei-
nes Kfz/eines Motorrads überzo-
gen, wird das Datum der Hauptun-
tersuchung in keinem Bundesland
mehr zurückdatiert.

Beim Überziehen der Vorführung
zur Hauptuntersuchung um zwei
und mehr Monate, muss eine ver-

tiefte Untersuchung durchgeführt
werden. Die ist 20 Prozent teurer als
eine normale HU.

Also auf das Datum des Ablauf-
monats achten. Sonst ist nicht nur
die HU teurer, es droht auch ein Ver-
warnungs- und Bußgeld. nw
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